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I.Einleitung

1. Einführung 
Die Beziehungen Europas und der Dritten Welt sind in ihren Ursprüngen die von den Kolonialmächten und ihrer Kolonien. Selbst die Geburtsstunde der Europäischen Entwicklungspolitik 1957 mit den Römischen Verträgen war noch von diesen Verhältnissen geprägt. Heute berührt die Entwicklungspolitik der Europäischen Union (EU) auf den Prinzipien von Hilfe und Handel.

Während den Verhandlungen zu den Europäischen Wirtschaftsgemeinschafts-Verträgen (EWG-Verträgen) (1957) strebte Frankreich mit dem „Konzept einer gesamteuropäischen Kolonialpolitik“ die Assoziierung der Überseegebiete - die meisten heutigen AKP-Staaten waren damals noch in kolonialen Verhältnissen - an. Trotz anfänglichen Widerstandes Deutschlands wurden die Überseegebiete Frankreichs, Belgiens, Italiens und der Niederlande mit der Unterzeichnung der Verträge von Rom im Jahre 1957 assoziiert. Als Ziel dieser einseitigen Erklärung wurde die „Förderung der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung“ mittels Handelserleichterungen und Hilfeleistungen proklamiert. So wurden die Zölle zwischen assoziierten Gebieten und der EWG abgebaut, als ein weitestgehender Freihandel angestrebt, und die mengenmäßigen Beschränkungen für Handelswaren abgeschafft. Zur Realisierung von finanziellen Hilfeleistungen richtete die EWG den Europäischen Entwicklungsfonds (EEF) ein, das zentrale Finanzierungsinstrument der späteren Lomé-Politik, mit einem anfänglichen Umfang von etwa 580 US$, der von allen sechs EWG-Ländern getragen wurde.¹

Mit der Unabhängigkeit der assoziierten Staaten verlor die Assoziierung ihre Rechtsgrundlage, weshalb ein neues Abkommen der EWG mit den 18 Assoziierten Afrikanischen Staaten und Madagaskar (AASM) ausgehandelt wurde. Der 1963 unterzeichnete Vertrag von Yaoundé (Kamerun) stellt einen Vertrag gleichberechtigter Staaten dar, allerdings die Tatsache, dass das Abkommen realpolitisch nahezu im Alleingang von den EWG-Staaten entwickelt wurde, und die AASM-Staaten diesem nur zustimmen oder es ablehnen konnten, zeigt den wahren Charakter der „Gleichberechtigung“ der Vertragspartner. Das Abkommen hatte eine Laufzeit von fünf Jahren, und wurde 1969 vom Yaoundé II-Abkommen abgelöst.²

Der Beitritt Großbritanniens zur EWG im Jahr 1973 und die daraus resultierende Frage nach Behandlung der Commonwealth-Länder, die sich für einen Anschluss zu den bereits assoziierten Ländern entschlossen hatten, implizierte neue Vorraussetzungen in der Entwicklungspolitik, was sich in dem ersten Vertrag von Lomé von 1975 bemerkbar machte. Den ASSM-Staaten wurde die Beibehaltung ihrer bisherigen Vorteile garantiert, den neu assoziierten Ländern hingegen die Gleichbehandlung zugestanden. Als Hauptziel des Kooperationsabkommens wurde die „Organisation eines großen Wirtschaftsraumes mit einem Höchstmaß an Freizügigkeit und eine wirksame finanzielle Unterstützung der assoziierten Länder“ angestrebt. 
Bei der wiederum fünfjährigen Laufzeit des ersten Lomé-Abkommens stand 1981 die Erneuerung an, Lomé II. Die dritte Auflage des Lomé-Abkommens trat 1986 in Kraft. Die einzige wirkliche Neuerung bildet die Formulierung der entwicklungspolitischen Zielsetzung, mit der Entwicklungszusammenarbeit eine „autonomere und sich Selbsttragende Entwicklung“ voranstrebt.

Im Gegensatz zu den vorangegangenen Abkommen wurde das vierte Lomé-Abkommen über zehn Jahre - bis zum Jahr 2000 - beschlossen. In diesem Abkommen wurden die Förderung der Menschenrechte und die Wahrung der Demokratie zu Kernelementen. Neue Ziele wie die Stärkung der Rechte der Frauen, der Schutz der Umwelt und die Erhaltung der natürlichen Ressourcen wurden in die Zusammenarbeit aufgenommen.

Der am 23.06.2000 unterzeichnete Vertrag von Cotonou, der die Kooperation der Union inzwischen 78 AKP-Staaten regelt, hat erstmals eine Laufzeit bis 2020, also von 20 Jahren, wobei alle fünf Jahre eine Überprüfung vorgesehen ist. Mit diesem Abkommen leitet die EU eine grundlegende Erneuerung der Entwicklungszusammenarbeit ein.
---------------------------------------

1- Boeckh, Andreas: Entwicklungstheorien, Eine Rückschau, in: Nohlen, Dieter/ Nuscheler, Franz (Hg.): Handbuch der 
    Dritten Welt, 3. Aufl. Bonn 1993, S. 110-130. 

2-Arbeitkreis Entwicklungspolitik im Band der Deutschen Katholischen Jugend (Hg.): EG-Entwicklungspolitik. tabex  

   – Sysmin – Subventionen, Moderne Formen des Kolonialismus? Stuttgart 1991, S. 24. 
Ähnliche Abkommen über Zusammenarbeit und Finanzhilfe existieren außerdem mit den Staaten des Maghreb (Algerien, Marokko, Tunesien), des Maschrik (Ägypten, Jordanien, Libanon und Syrien), den ASEAN-Ländern (Brunei, Indonesien, Laos, Malaysia, Myanmar, Philippinen, Singapur, Thailand, Vietnam), und den Andenpaktstaaten (Bolivien, Ecuador, Peru, Venezuela und Kolumbien).

Neben diesem geographischen Konzept unterstützt die Europäische Union (EU) fast alle Entwicklungsländer im Rahmen thematischer Programme. In den meisten Fällen durch nicht rückzahlbare Zuschüsse, aber auch über zinsbegnüstigte Darlehen und Investitionskapital der Europäischen Zentralbank.

Heute zahlt die EU über die Hälfte der weltweiten Entwicklungshilfe. Obwohl die Entwicklungshilfe der EU den weltweiten höchsten Anteil am BSP hat, will sie die finanziellen Mittel noch aufstocken, um auf das von der UNO angestrebte Ziel von 0,7 Prozent zu erreichen. Für das Jahr 2006 soll die Summe von 36 Mrd. EUR aufgebracht werden.

1.1. Erste Anfänge 
Die Entwicklungspolitik (EP) wird im Allgemeinen der häufig verfehlten Zielsetzungen bezichtigt. Als relativ neuer Bereich staatlichen Handels, der erst nach dem zweiten Weltkrieg und im Kontext der Dekolonisation sowie des Ost-West-Konfliktes entstanden ist, ist die Entwicklungspolitik aufgrund ihrer komplexen und vielschichtigen Beschaffenheit besonders kritikfällig. An der Entwicklungspolitik scheiden sich noch immer die Geister: manche sehen sie als „Fass ohne Boden“, andere als „Notwendigkeit für den Erhalt der Erde“. Es besteht ein weit reichender Konsens darüber, dass sie als grenzüberschreitende Politik “Bestandteil und eine besondere Form der Außenpolitik“³ ist.

Die EP, im engeren Sinne, bezeichnet „die vor allem von Industrieländern auf Ebene politischer Handlungen zugunsten der Entwicklungsländer betriebene öffentliche Entwicklungshilfe“.4  Die Entwicklungshilfe (EH) (oder Entwicklungszusammenarbeit, EZ) ist  „ein Teil der EP und ein Sammelbegriff für Kredite, Zuschüsse und technische Hilfe (TH) von Industriestaaten an Entwicklungsländer (EL) für zivile Maßnahmen zur Verbesserung der Lebensbedingungen in der Dritten Welt“4  – ein Sammelbegriff der die Definition des Development Assistance (OECD) entspricht.

Als neue spezifische Form internationaler Beziehungen, die an der Schnittstelle traditioneller Politikbereiche angesiedelt ist (Außen-, Sicherheits-, Handels-, Agrar- und Menschheitspolitik),5 verschreibt sich die Entwicklungspolitik allerdings oft nicht die Entwicklung eines Landes, sondern dient, auf Seite der Geberlandes, einer Reihe zusätzlicher Interessen. Als „Mehrzweckinstrument“ (Nuscheler) dient die Entwicklungspolitik einer Vielfalt von Zielen in den außen- und sicherheitspolitischen oder außenwirtschaftlichen Bereichen.6 So ist die Frage einer möglichen Harmonisierung nationaler Interessen mit dem Interesse an einer Verbesserung der Situation der EL Definitionsimmanent für die Entwicklungspolitik. Die EU stellt hier keine Ausnahme dar. Doch trifft die Problematik der EP hier in einem besonderen Ausmaße zu.

Die EU erweist sich in ihren Außenbeziehungen als weltweiter Akteur und Partner, der sich für die Förderung ihrer Ziele und Werte, die Festlegung der Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit, die Achtung der Menschenrechte, die Gründsätze des Völkerrechts, den Erhalt des Friedens und die Konfliktvorbeugung, die Unterstützung der nachhaltigen Entwicklung und die Förderung von verantwortungsvoller globaler Governance einsetzt.7
Die Entwicklungspolitik steht im Zentrum des auswärtigen Handelns der EU. Mit ihrem Schwerpunkt auf dem Hauptziel der Armutsverringerung leistet sie einen Beitrag zu den sozial-, umwelt- und sicherheitspolitischen Zielen der EU und einer besseren Gestaltung der Globalisierung. Als Teil einer internationalen Strategie ist die Entwicklungspolitik neben der Sicherheits-, der Handels- und der Umweltpolitik einer der Bereiche, in denen das Engagement der EU für den Multilateralismus am stärksten greifbar ist.8
Die Entwicklungspolitik der EU ist Teil der Prinzipien und Ziele ihrer Außenbeziehungen. Sie fördert den Multilateralismus als Ausdruck der geteilten Verantwortung aller Nationen der Welt für das Management der Entwicklung und Risiken, die weltweit die Sicherheit belasten. Sie wird im Rahmen der Vereinten Nationen tätig und fördert ein System internationaler Regeln, Institutionen und Instrumente, die die internationale Gemeinschaft insbesondere in den Bereichen Handel, internationale Finanzarchitektur, Beschäftigung und Umwelt eingerichtet und umgesetzt hat.9
Die EU hat angekündigt zwischen den Jahren 2000-2007 13,5 Mrd. Euro im Rahmen des Nachfolgeabkommens zu den Lamé-Konvention, dem Cotonou-Abkommen, den AKP-Staaten zur Verfügung zu stellen.

---------------------------------------

3- Bodemer, Klaus / Thibaut, Bernhard / Barros, Harald: „Entwicklungspolitik“, in: Dieter Nohlen (Hg): Kleines Lexikon der Politik, München 2001, S. 84. 

4- Holzt, Uwe: „Probleme und Perspektiven der EP“, in: Probleme der Entwicklungspolitik, Bonn 1997, S. 15.

5- Ebd. S. 15.

6- Ebd. S. 15.

7- Vgl. Nuscheler, Franz: Lern- und Arbeitsbuch Entwicklungspolitik, 4. Auflage, Bonn 1996, S. 362-372. 

8- Vgl. IP/05/902 EU Kommission-13/7/05.
9- Kommission der Europäischen Gemeinschaft, „Für einen Konsens in der Entwicklungszusammenarbeit“ Brüssel, 

     IP705/902, 2005, S. 4.

Seit 1990 wird die vormals als unpolitisch apostrophierte Vertragsbeziehung zunehmend in den Rahmen eines politischen Dialogs eingebetet bzw. gestaltet diesen aus. Spätesten seit 1995 spielen die Menschenrechte, demokratische Prinzipien, die Rechtsstaatlichkeit und die verantwortungsvolle Staatsführung, die eng mit der Entwicklungszusammenarbeit zwischen EU und AKP-Staaten verknüpft waren, eine besondere Rolle in diesem politischen Dialog. Die Implikationen einer Reform der Europäischen Entwicklungspolitik (EEP) sind nicht nur für die EU und die Glaubwürdigkeit seiner EP von essentieller Wichtigkeit; sie sind ebenso bedeutsam für ihre traditionellen Partnerländer.10
Die politische Dimension der EU-AKP-Zusammenarbeit wird durch das neue Partnerschaftsabkommen, das am 23, Juni 2000 in Cotonou, Benin, unterzeichnet wurde, in den Gründzügen beibehalten und noch verstärkt. 

Der Sudan, das größte Land Afrikas, hat das erste vierte Lomé-Abkommen im Jahre 1975 unterzeichnet. Die EU hat ihre gesamte Entwicklungszusammenarbeit mit dem Sudan nach der Machtübernahme durch Präsident AL-Bashir 1989 eingestellt, mit der Begründung, dass im Sudan schwere Menschenrechtsverletzungen vorlagen.11 Seit 1993 ist ECHO (European Community Humanitarian Office) der europäische Akteur im Sudan. Im Rahmen des politischen Dialogs zwischen der EU und dem Sudan beschäftigte man sich im ersten Jahr seit November 1999 vor allem mit fünf Themen: Menschenrechte, Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und gute Regierungsstrukturen, Friedenprozess, Terrorismus und Zusammenarbeit zwischen dem Sudan und seinen Nachbarstaaten. Auch das Abkommen von Cotonou hat der Sudan am 23. Juni 2000 verabschiedet. In einem Strategie-Papier fasste die EU im Oktober 2002 die Ergebnisse eines Handlungsplans, ausgearbeitet mit Vertretern des Sudan, zusammen. Die politische und ökonomische Bedeutung des Sudan drückt sich dadurch aus, wie sorgfältig die Auswirkungen der EU-Politik beobachtet werden. Besonderes der politische Dialog mit der sudanesischen Regierung wird mit großem Interesse verfolgt. Die Beziehungen zwischen den beiden Parteien haben sich im Jahre 2002 wieder normalisiert.
---------------------------------------

10-Vgl. Windmeißer, Anette, „Der Menschenrechtsansatz in der Entwicklungszusammenarbeit“ Wien 2002, S. 18-21.

11-Vgl. Skuien, Stefan, „Die Europäische Union und der Sudan- eine entwicklungspolitische Länderstudie“ in: Biel,     

     Melha (Hg.), Der Sudan zwischen Krieg und Frieden, Marburg 2003, S. 66-67.

1.2. Zielsetzungen und methodisches Vorgehen 

In der Afrikapolitik der EU, die seit dem Yaoundé–Abkommen 1964 bzw. dem Lomé–Abkommen 1975 durch ein intensives Engagement und eine enge Anbindung der afrikanischen Staaten geprägt war, wurde seit den neunziger Jahren von der Mehrzahl der Kommentatoren weitreichende Veränderungen in der Afrikapolitik der EU festgestellt. 

Die vorliegende Arbeit untersucht die Beziehungen zwischen EU und Afrika anhand vom Sudan und beschäftigt sich mit der Frage, ob sich in der Afrikapolitik der EU nach 2000 ein tief greifender Wandel vollzogen hat. Unter Afrikapolitik wird hier die EU-Außen- und Entwicklungspolitik gegenüber dem Afrika südlich der Sahara verstanden. Untersucht werden soll dabei, ob es sich bei den zu beobachtenden Entwicklungen tatsächlich um eine Neuorientierung oder vielmehr um oberflächliche Veränderungen handelt, unter deren Deckmantel im Grunde die gleiche Politik fortgeführt wird.

Diese Arbeit setzt sich aus einer umfangreichen Einleitung, einem Hauptteil und eine Schlussbetrachtung zusammen. Zunächst soll die Geschichte der EU-AKP-Kooperation ausführlich dargestellt werden, bevor auf die Problemlagen und Diskrepanzen eingegangen wird. 

Das erste Kapitel enthält eine allgemeine Definition und beschäftigt sich mit dem Thema Entwicklungstheorien. im ersten Abschnitt des Hauptteils wird auf die EU (Entstehung, Geschichte, Entwicklung, Institutionen...); und auf die EU-Entwicklungspolitik in allen wesentlichen Punkten, insbesondere auf die grundlegenden Ziele, Instrumente, Akteure etc eingegangen. 

Der zweite Abschnitt des Hauptteils behandelt die historische Aufarbeitung und Analyse der Beziehungen zwischen EU und Afrika seit der Assoziierung im Jahr 1957 bis zur Revision des Cotonou-Abkommens 2005; der Afrika-Strategie der EU, des Europäischen Konsens, der Millenniumsentwicklungsziele, des EU-Afrika-Dialogs und der Entstehung, Ziele und Institutionen der Afrikanischen Union. Hier wird auch die Frage der EU-Menschenrechtspolitik behandelt. Denn Menschenrechte gehören seit Lomé III zur EU-Entwicklungszusammenarbeit mit den AKP-Staaten.  

Einer Einführung in die Landesgeschichte Sudan im dritten Abschnitt des Hauptteils folgt ein Überblick über die momentane Situation des Landes: es werden ökonomische, innen- und außenpolitische, soziale, kulturelle und institutionelle Aspekte behandelt. Hier wird auch sowohl auf die Geschichte und die Gründe des Bürgerkrieges im Südsudan und auf das umfassende Friedensabkommen, als auch über den Darfur-Konflikt eingegangen 

Gegenstand dieser Untersuchung ist die EU Entwicklungspolitik gegenüber Afrika/Sudan und nicht die gesamte EU-Außen- und Entwicklungspolitik. Dabei wird die wirtschaftliche Kooperation als Teil der Außen- und Entwicklungspolitik verstanden. Das Ziel dieser Arbeit ist es u.a., aufbauend auf den historischen Hintergründen und der bisherigen EU-Entwicklungspolitik, die Beziehungen zwischen EU und Afrika/Sudan zu beschreiben, zu erläutern und eine kritische Betrachtung der Zielvorstellungen und seiner Durchführungsmöglichkeiten zu geben. Dabei sollen die entwicklungstheoretischen Hintergründe das Verständnis von praktischer Entwicklungshilfe bzw. Zusammenarbeit fördern. Die Problembereiche der Europäischen Entwicklungspolitik (EEP) insbesondere nach dem Ende des kalten Krieges werden identifiziert und die Lösungsversuche der von der EU durchgeführten Reformen der Abkommen mit AKP-Staaten analysiert. 

Den Schwerpunkt bilden die Beziehungen zwischen EU und Afrika/Sudan, insbesondere die politische, Entwicklungs- und Wirtschaftsbeziehungen. Der Fokus liegt auf der Ebene des politischen Dialogs zwischen EU und Sudan und der Entwicklungspolitischen Zielsetzungen. Dazu werden vor allem das entwicklungspolitische Verhalten und die Instrumente der EU, aber auch die in den verschiedenen Abkommen mit AKP-Staaten formulierten Ziele untersucht. Die Entscheidungsebene der innenpolitischen Institutionen und Akteure im Sudan werden auch berücksichtigt.

Die Thematik dieser Arbeit ergibt sich zum einen aus den jüngsten Entwicklungen in der Afrikapolitik der EU. Die Relevanz der Fragestellung entsteht aber auch aus einer Vielzahl von Arbeiten zum Wandel in der Afrikapolitik der EU, sowie die sehr unterschiedlichen Aussagen über Kontinuität und Wandel in diesem politischen Bereich. Es gibt große Divergenzen sowohl über die angenommenen Beweggründe und Ziele der Afrikapolitik der EU, als auch über die derzeitige und zukünftige Entwicklung der EU-Afrikapolitik gegenüber Afrika.

Der im Zusammenhang mit der vorliegenden Arbeit relevanteste Punkt ist die „Politisierung“ der Lomé- bzw. Cotonou-Zusammenarbeit. Bisher war die Kooperation vor allem durch eine vermeintliche politische Neutralität gekennzeichnet gewesen. Die Implikationen einer Reform der europäischen Entwicklungspolitik (EEP) sind nicht nur für die EU und die Glaubwürdigkeit seiner EP von essentieller Wichtigkeit; sie sind ebenso bedeutsam für ihre traditionellen Partnerländer. 

Die vorliegende Arbeit stützt sich in dieser Hinsicht hauptsächlich auf die Bearbeitung von Primärquellen. Die Basis bilden hier einerseits zahlreiche von den verschiedenen Institutionen der EU (Rat, Kommission, Parlament etc.), EU-Mitgliedstaaten und andern Stellen und NGOs herausgegebenen Dokumente und Berichte, sowie Sudan Strategy Paper, Regierungsdokumente soweit sie öffentlich zugänglich sind. Darüber hinaus wurde auf international anerkannte Quellen wie das OECD (Organisation for Economic Cooperation and Development), UNO (United Nations Organisation) und andere Institutionen zurückgegriffen, die unter anderem zum europäischen Standpunkt konträre und daher sehr interessante Analysen der europäischen EP liefern. 

Diese Arbeit kann und will keinen Anspruch auf Vollständigkeit erheben. Zum einen würde ein Anspruch auf Vollständigkeit den Rahmen sprengen und zum andern scheint es fast unmöglich hier das gesamte Spektrum der Beziehungen EU- Afrika/Sudan und der europäischen Entwicklungspolitik abdecken zu können.

1.3. Definitionen und Begriffsbestimmungen: 

1.3.1. Was bedeutet Entwicklung?

Entwicklung ist im Sinne von Wandel oder Veränderung eine fundamentale Erscheinungsform des Lebens. Entwicklung ist weder allgemeingültig fassbar noch für alle Zeiten festzuschreiben. Der Begriff der Entwicklung ist weder vorgegeben noch allgemeingültig definierbar, noch wertneutral, sondern abhängig von Raum und Zeit sowie insbesondere von individuellen und kollektiven Wertvorstellungen. Entwicklung ist folglich ein normativer Begriff, in den Vorstellungen über die gewünschte Richtung gesellschaftlicher Veränderungen, Theorien über die Ursachen von "Unter" - Entwicklung, Aussagen über soziale Trägergruppen und Ablaufmuster sozio-okönomischer Transformationen, Entscheidungen über das Instrumentarium ihrer Ingangsetzung und Aufrechterhaltung einfließen. Somit ist Entwicklung und Entwicklungstheorie immer auch gesellschaftspolitisches Programm, eingebettet in einen historischen Kontext.12
1.3.2. Was bedeutet Entwicklungspolitik?

Es gibt keine einvernehmliche Definition von Entwicklungspolitik, weil die Auffassungen über den Inhalt von Entwicklung im Widerstreit liegen. Dieter Nohlen definiert in seinem Lexikon „Dritte Welt“ die Weltpolitik folgendermaßen:

“Unter Entwicklungspolitik ist die Summe aller Mittel und Maßnahmen ..., die von Entwicklungsländern und Industrieländern eingesetzt und ergriffen werden, um die wirtschaftliche und soziale Entwicklung der Entwicklungsländer zu fördern, d.h. die Lebensbedingungen der Bevölkerungen den Entwicklungsländern zu verbessern„.13
1.3.3. Die Dritte Welt:

Der Sammelbegriff „Dritte Welt“ gehört weltweit zur politische Umgangssprache (Englisch: Third World). Die internationale Amtssprache der UNO-Organisationen bevorzugt den Sammelbegriff der Entwicklungsländer (developing Countries)

1.3.4. Unterentwicklung: 

Unterentwicklung bedeutet zunächst einmal die ungenügende Versorgung größerer Teile der Bevölkerung mit lebensnotwendigen Gütern und lebenswichtigen Dienstleistungen, also Massenelend. 

1.3.5. Nachhaltigkeit:

Ursprünglich kommt der Begriff der Nachhaltigkeit aus der Forstwirtschaft und bezeichnet eine Wirtschaftsweise, die sicherstellt, dass die Leistungsfähigkeit eines Ökosystems für kommende Generationen unvermindert erhalten bleibt. Oder in Worten der Forstwirtschaft gesprochen: Bauern schlagen nicht mehr Holz als sie anpflanzen und pflanzen darüber hinaus neue Bäume, damit auch ihre Nachkommen das Holz nutzen können. Seit den siebziger Jahren wurde der Begriff der Nachhaltigkeit insofern erweitert, dass neben Umweltgesichtspunkten gleichberechtigt auch soziale und wirtschaftliche Aspekte zu berücksichtigen sind.

Eine nachhaltige Entwicklung entspricht den Bedürfnissen der heutigen Generation, ohne die Möglichkeiten künftiger Generationen zu gefährden, ihre eigenen Bedürfnisse zu befriedigen. Treffend zusammengefasst wird das Wesen des Begriffs im kategorischen Imperativ der Nachhaltigkeit: „Handle so, dass Dein ökologisches, ökonomisches und soziales Handeln als Maßstab für das Handeln aller Menschen dienen kann – der Menschen dieser und nachfolgender Generationen, im Norden wie im Süden“.14
---------------------------------------

12- Dieter, Nohlen: „Lexikon Dritte Welt“, Reinbek 2000, S. 216.

13- Ebd. S. 224.
14- Vgl. Franz, Nuschele: „ Lern- und Arbeitsbuch Entwicklungspolitik“, 3. Auflage, Bonn 1987, S. 74. 
1.3.6. Was sind die Ziele der Entwicklungspolitik?
Die ILO (International Labour Organisation) der UN gibt neben der Sicherung der elementaren Lebensbedürfnissen noch die Sicherung von vier qualitativen (Lebenswerten)Bedürfnissen als Ziel an: Arbeit, gesunde Welt, politische Partizipation und Freiheit. Das „Recht auf Entwicklung“ wurde auf der Wiener Menschenrechtskonferenz 1993 als zweite Generation der sozialen Menschenrechte akzeptiert: „Recht auf Leben, das Recht auf ein angemessenes Minimum an Nahrung, Kleidung, Wohnraum und medizinischer Versorgung, das Recht auf Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit und das Recht auf Teilhabe (Partizipation), die zur Ausübung der anderen Rechte unerlässlich ist.“15
---------------------------------------

15- Riedel, 1989, S. 60, zit. Nach Nuschele, S. 186).
1.4. Theoretische Grundlagen der Entwicklungstheorien 
1.4.1. Entwicklungstheorien

1.4.1.1. Die zwei großen Paradigmen der Entwicklungspolitik

Es scheint weder möglich noch angebracht, an dieser Stelle die gesamte Spannweite von Entwicklungstheorien der letzten 50 Jahre zu diskutieren. Rückblickend lässt sich jedoch feststellen, dass ein Großteil der entwicklungspolitischen Arbeiten von der Auseinandersetzung zwischen den beiden "großen Paradigmen" Modernisierungstheorie und Dependenztheorie geprägt war.16

Die Geschichte der Entwicklungstheorie zeichnet sich durch eine rasche Abfolge partieller Erklärungsansätze aus. Hatten diese Ansätze zwar den Anspruch die Ursachen von Armut zu erklären, fielen die Erfolge doch eher bescheiden aus. Bis heute war es nicht möglich aus der Summe der einzelnen Partialtheorien eine Universaltheorie zu entwickeln, auch in Zukunft wird man nach Ansicht Michael Bohnets vergeblich auf eine solche warten. Franz Nuscheler, der Doyen der deutschen Entwicklungspolitik macht diesen Sachverhalt schon Anfang der Neunziger Jahre mit folgendem Zitat deutlich:

„Es gibt keinen für alle Kontinente und Ländergruppen mit verschiedenen Strukturproblemen passenden entwicklungstheoretischen Universalschlüssel. Unterentwicklung ist ein komplexer Zustand...., der nicht mit griffigen Formeln erfasst werden kann. Monokausale Erklärungen, die den Zustand der Unterentwicklung auf einzelne Ursachen zurückführen, bringen allenfalls Halbwahrheiten hervor“.17
Ein Rückblick auf die "großen Theorien" und die dogmatischen Auseinandersetzungen zwischen ihren Vertretern lohnt sich auch heute noch. Sie stellen immer noch wichtige grundsätzliche Fragen nach Entwicklung und Unterentwicklung und regen damit zum Nachdenken und hinterfragen bestehender Zusammenhänge an. 

Hier werden ausgewählte Entwicklungstheorien der vergangenen Jahrzehnte vorgestellt. Nachdem ehemalige Kolonien in die Unabhängigkeit entlassen worden sind und die Wortschöpfung „Unterentwicklung“ im neu zu etablierenden Handlungsfeld Entwicklungspolitik Einzug erhielt, beeinflussten verschiedene entwicklungstheoretische Strömungen das Verständnis von Entwicklung. Da im Rahmen dieser Arbeit nicht die gesamte Bandbreite entwicklungstheoretischer Diskurse aufgezeigt werden kann, beschränkt sich die Auswahl auf diejenigen Theorien, welche die Forschung besonders geprägt haben. Die Vorstellung von Entwicklungskonzepten verläuft dabei in sehr groben Zügen, da es sich um einen Überblick und die Gegenüberstellung verschiedener Entwicklungsmodelle handeln soll. Die einzelnen Theorierichtungen sind in chronologischer Reihenfolge angeordnet, wobei sich entwicklungstheoretisches Denken gegenseitig beeinflusst und somit eine klare (zeitliche) Abgrenzung voneinander nicht immer möglich ist. 

Zwei verschiedene Strömungen sind im Folgenden beschrieben: Modernisierungs- und Dependencia-Entwicklungstheorien. Die darunter anzuordnenden Teiltheorien werden teilweise aufgeführt. 

---------------------------------------

16- Nohlen, Dieter/ Nuscheler, Franz 1  (Hg.): Handbuch der Dritten Welt, 3. Aufl. Bonn 1993, S. 110-130. 

17- Ebde. S. 135.

1.4.2. Modernisierungstheorien
Die in der entwicklungstheoretischen Diskussion erste wichtige Strömung ist die Modernisierungstheorie. Hierbei handelt es sich nicht um ein alleiniges Konzept von Entwicklung, sondern der Modernisierungstheorie sind verschiedene Teiltheorien zuzuordnen, auf die im Folgenden noch eingegangen wird. Gemeinsam ist den Erklärungsansätzen, die unter Modernisierungstheorien gefasst werden, dass sie ,,alle von einem Prozess der Nachahmung und der Angleichung unterentwickelter Gesellschaften an die entwickelten Gesellschaften der westlichen Industrieländer ausgehen“.18 Tradition, als Merkmal von Unterentwicklung, steht dabei der Moderne, kennzeichnend für die entwickelten Länder, konträr gegenüber. Der Prozess des Übergangs von Tradition zur Moderne stellt für ModernisierungstheoretikerInnen das Merkmal sowie das Ziel von Entwicklung dar. (So gradlinig wird Entwicklung in den heutigen Modernisierungstheorien nicht mehr ausgelegt, zumal die Begriffe „Moderne“ und „Tradition“ wegen ihres ethnozentrischen Gehalts vielfach kritisiert worden sind).19
Das den Modernisierungstheorien zugrunde liegende Verständnis von Entwicklung beinhaltet, dass Unterentwicklung ein frühes gesellschaftliches Stadium ist, welches überwunden wird auf dem Weg zur modernen Gesellschaft. Unterentwicklung erhält in diesem Verständnis folglich einen festen Platz in einem linearen historischen Prozess, welcher von allen Gesellschaften durchlaufen werden muss, wobei die Industriegesellschaften „Vorläufer“ darstellen. 

Unterentwicklung wird in Modernisierungstheorien kaum hinterfragt hinsichtlich ihrer Ursachen oder des ihr innewohnenden Definitionsblickwinkels. ,,Modernisierungstheorien gehen vom Tatbestand Unterentwicklung aus und fragen nach den Faktoren, welche sozialen Wandel hindern, wobei diese Faktoren hauptsächlich endogen verortet werden.20
,,Die Entwicklung der Unterentwicklung“21, also die Fragen nach dem Einfluss des Weltmarktes auf Entwicklungsbedingungen der Dritten Welt und dem Machtgefälle zwischen Nord und Süd wurden erst durch Dependencia-Theorien und marxistische Entwicklungstheorien aufgeworfen. Diese werden im weiteren Verlauf der Arbeit noch genauer thematisiert.

In den Modernisierungstheorien wird das Entwicklungsmodell der Industrieländer verabsolutiert. Staaten- bzw. Nationenbildung, wirtschaftliches Wachstum, technologischer Fortschritt und auf diesen Faktoren aufbauend das westliche Sozial- und Gesellschaftssystem bilden hierbei die Grundsteine einer modernen Gesellschaft. Selbst wenn die Vielfalt alternativer Entwicklungswege mittlerweile von ModernisierungstheoretikerInnenn anerkannt wird, so bleibt doch das Entwicklungsziel zumeist in westlichen (Wert-)Vorstellungen verhaftet.

---------------------------------------

18-Dieter Nohlen (Hg.), Lexikon Dritte Welt,  Reinbek bei Hamburg: Rowohlt 2000; S. 522.

19-Vgl. Ebd., S. 523.

20-Ebd., S. 523.

21-Vgl. Nuscheler, Franz: Lern- und Arbeitsbuch Entwicklungspolitik, 4. Aufl., Bonn 1996. S. 164.
1.4.3. Wachstumstheorie

Eine wichtige theoretische Richtung, die unter die Modernisierungstheorien einzugliedern ist, ist die Wachstumstheorie. Die Wachstumstheorie richtet ihr Augenmerk vor allem auf wirtschaftliche Entwicklung mit dem Vorbild der westlichen Industrieländer (IL). Die Wachstumstheorien ganz allgemein rezitieren ihre Grundlagen aus der neoklassischen Wirtschaftstheorie bzw. Außenhandelstheorie, die auf eine Gleichgewichtsstellung zwischen Angebot und Nachfrage in einem freien Wirtschaftsverkehr abzielt, wobei sozusagen automatisch- nicht nur Privatinteressen sondern auch der Wohlstand der Nationen gefördert werde. Dabei werden die ungleiche internationale Arbeitsteilung sowie die unterschiedlichen Entwicklungsniveaus von IL und Entwicklungsländern (EL) nicht thematisiert. Wirtschaftliche Entwicklung, also stetiges Wachstum, technologische Innovationen und der Ausbau eines Kapitalstockes im Land ist das Hauptentwicklungsziel im Sinne der WachstumstheoretikerInnen. Dazu ist es nötig, dass Entwicklungsländer ,,parallel zu technisch-ökonomischen Strukturen korrespondierende ökonomisch-rationale Verhaltensweisen und politische Systeme ausbilden.22 
Im allgemeinen wartete der wirtschaftliche Aufstieg nicht nur auf die Schaffung von Sozialkapital und eine Woge technischer Entwicklungen in Industrie und Landwirtschaft, sondern auch auf das Hervortreten politischer Kräfte, einer Gruppe von Männern, die bereit waren, die Modernisierung der Wirtschaft als ein ernstes, erstrangiges politisches Ziel anzusehen.23 Die Entwicklungswege, die mit den Wachstumstheorien postuliert werden, sind von außen gesteuert. 
Denn der Ausbau einer modernen Volkswirtschaft, wie sie für Entwicklungsländer vorgesehen ist, benötigt ausländische Investitionen und Startkapital für eine inländische Infrastruktur. Gleichzeitig ist die Unterstützung einer politischen Elite, die sich den Entwicklungszielen der Modernisierung verschrieben hat, vonnöten. Weiter verbreitet ist allerdings die Ansicht, dass politischer und sozialer Fortschritt in einem dialektischen Verhältnis zum wirtschaftlichen Aufschwung steht, sprich: das eine geht nicht ohne das andere. Den Schwerpunkt innerhalb der Wachstumstheorien bildet aber der Ausbau eines kapitalistischen Wirtschaftssystems. Dieses wird häufig aus seinem historischen Zusammenhang gerissen, indem die Entwicklung der kapitalistischen Industrieländer als linearer historischer Prozess analysiert und dieses Entwicklungsmodell auf Entwicklungsländer übertragen wird. Anhand von Stufenmodellen werden Entwicklungsländer dann auf einer prähistorischen Stufe verortet.24

Die Stadientheorie von Rostow beispielsweise beinhaltet fünf Entwicklungsphasen25, die alle Länder zu durchlaufen haben:

· die traditionelle Gesellschaft, 
· die Übergangsgesellschaft,
·  die Startgesellschaft,
·  die reife Industriegesellschaft,
· die Massenkonsumgesellschaft.
Die Stadien- oder Stufentheorien gehen also von der Existenz spezifischer Wirtschaftsstufen aus. Durch Veränderungen der sozioökonomischen Strukturen werden die Übergänge dieser Wirtschaftsstufen determiniert. Die Massenkonsumgesellschaft ist das Endstadium einer sich Selbsttragenden wirtschaftlichen Dynamik. Das Stadium, in dem wenige Menschen vom wirtschaftlichen Aufschwung profitieren, ist überwunden. Das Pro-Kopf-Einkommen und das Brutto-Sozialprodukt garantieren ein ständiges zirkulieren von Konsum und Investitionen und somit eine stabile soziale Struktur, durch das Errichten eines Wohlfahrtstaates.26
--------------------------------------

22- Dieter Nohlen (Hg.): Lexikon Dritte Welt, 2000; S. 801

23- Vgl. Ebd., S. 523.

24- Vgl. L.W. Pye, zitiert nach Dieter Nohlen: Lexikon Dritte Welt, 2000; S. 524.

25- Walt Whitman Rostow: Stadien wirtschaftlichen Wachstums, Göttingen 1967; S. 23.
26-Vgl. Menzel, Ulrich: Das Ende der Dritten Welt und das Scheitern der großen Theorie, Frankfurt/ Main 1992, S.67-72.

Das Scheitern von Wachstumsstrategien, also das Nichterreichen einer bestimmten Entwicklungsstufe, wird von WachstumstheoretikerInnen nicht in ihrer eigenen Theorie vermutet, sondern es werden endogene Faktoren verantwortlich gemacht. Hier spiegelt sich vor allem die Arroganz und Hegemonie des Nordens gegenüber dem Süden wider. Das in Wissenschaft und Industriegesellschaften weit verbreitete Vorurteil, dass die Menschen des Südens den Absprung aus traditionellen Strukturen, welche gleichgesetzt werden mit Rückschrittlichkeit, aus eigenem Antrieb nicht schaffen, und deshalb exogen Prozesse in Gang gesetzt werden müssen, die dem Bild der Fortschrittlichkeit genügen, ignoriert die Lebensrealität der Menschen des Südens und die Verantwortung von ökonomischen (Macht-) Verhältnissen für „Unterentwicklung“. Die Vorbildfunktion und Nachahmung westlicher Gesellschaftsmodelle führte in der Vergangenheit in entsprechenden Ländern der Dritten-Welt nicht zur Abschaffung von Armut und sozialen Konflikten. Das Ausbleiben der gewünschten Erfolge im Sinne von Wachstumstheorien wird aber auf ökonomische Strukturprobleme vor Ort geschoben. Auch die Mentalität der Menschen aus unterentwickelten Ländern wird verantwortlich gemacht für wirtschaftliche Stagnation.27

1.4.4. Theorie des sozialen Wandels

Die Theorie des sozialen Wandels lässt sich, wie die Wachstumstheorie, unter die Modernisierungstheorien subsumieren. Nachdem die Strategie des wirtschaftlichen Wachstums als Leitidee von Entwicklung versagt hat.28 Es werden in der Theorie des sozialen Wandels Sozialstrukturen und kulturelle Gegebenheiten dahingehend überprüft, wie sie Wachstum hemmen, bzw. wie sich eine Gesellschaftsstruktur zu ändern hat, damit wirtschaftliches Wachstum stattfinden kann. Der Entwicklungsweg hier unterscheidet sich also von der Wachstumstheorie hinsichtlich der Schwerpunktsetzung auf sozialen Wandel, um das Entwicklungsziel, Aufbau eines kapitalistischen Wirtschaftssystems, zu erreichen. Begriffe wie „Kulturwandel“ und "Akkulturation" sind in der entwicklungstheoretischen Diskussion geprägt worden und meinen die ,,Nachahmung und Übernahme ursprünglich fremder Kulturelemente in die eigene Kultur durch deren Diffusion, wobei die eigene Kultur unter Umständen tief greifende und umfassende Wandlungen durchmachen kann.29

Die Kulturelemente, welche für die Entwicklung einer Gesellschaft notwendig sind, erstrecken sich über Institutionen für Erziehung und Bildung, technische sowie wirtschaftliche Verfahrensweisen samt Formen der Arbeitsteilung, soziale Gefüge wie Familie, Gemeinde, Staat etc. und andere.30

Die Theorie des sozialen Wandels geht davon aus, dass diese Elemente von Entwicklungsländern übernommen, bzw. vorhandene kulturspezifische Formen nach westlichem Vorbild modifiziert werden müssen, um Entwicklung möglich zu machen. Die vorrangige Entwicklungsstrategie beruht auf ,,der Schaffung bestimmter seelischer, geistiger und gesellschaftlicher Voraussetzungen für Entwicklung, Erlernen von Neuerungen, Annahme zweckrationaler Gewohnheiten des Denkens und Handelns, Des Arbeits- und Sparethos, der planmäßigen Lebensgestaltung im Individuellen und Kollektiven, des Leistungsprinzips.31 Implizit ist damit schon gesagt, dass im Verständnis der Theorie des sozialen Wandels sozialer Wandel an sich noch nicht unter die Begrifflichkeit „Entwicklung“ fällt, sondern nur die Voraussetzung für jene darstellt. 
Die Gesellschaftsstruktur und Mentalität der Menschen aus Entwicklungsländern ist Zielscheibe von exogener Veränderung. Die aus westlichen Augen betrachteten Gesellschaften weisen Mangel auf, da sie dem Vorbild der EntwicklungsstrategInnen nicht entsprechen. Von diesem Hintergrund aus beschreibt Hagen die Menschen aus traditionalen Gesellschaften, unter welchen er Gesellschaften ohne kontinuierlichen technischen und wirtschaftlichen Fortschritt versteht, als unschöpferische, autoritäre Persönlichkeitstypen.32  Gelingt es diesen Menschen nun, aus ihrem traditionalen Bewusstsein auszubrechen, steht wirtschaftlichen und technischen Innovationen nichts mehr im Weg. Den Weg dahingehend zu ebnen sieht die Theorie des sozialen Wandels als elementare Aufgabe der Entwicklungshilfe an.
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27- Dieter Nohlen: Lexikon Dritte Welt, 2000; S. 457

28- Vgl. Frank A. Gunter, Die Entwicklung der Unterentwicklung, Frankfurt 1969, S. 18-32.

29- R.F. Berendt, 1965; S. 116; zitiert nach Dieter Nohlen (Hg.): Lexikon Dritte Welt, Reinbek 2000; S. 27.

30- Vgl. Dieter Nohlen: Lexikon Dritte Welt, 2000; S. 458

31- Ebd., S. 458

32- Vgl. Everett E. Hagen: Traditionalismus, Statusverlust, Innovation; in: Wolfgang Zapf (Hg.), Theorien des sozialen 

       Wandels, Köln/ Berlin  1969; S.353-357.
1.4.5. Dependenztheorien 

Steht bei den Modernisierungstheorien vor allem die Eingliederung von Entwicklungsländern in den Weltmarkt, also deren wirtschaftliche Erschließung als Entwicklungsstrategie im Vordergrund, wobei Entwicklungshemmnisse in endogenen Faktoren gesucht werden, dreht die Dependenciatheorie die bisherigen Erklärungsmuster um. Die Diskussion um Dependencia, also Abhängigkeit, hat ihre Wurzeln in der lateinamerikanischen sozialwissenschaftlichen Forschung. Die Dependencia-AutorInnen betonen, dass Unterentwicklung kein vorgeschichtliches Stadium auf dem Weg zur modernen Gesellschaft darstellt, das anhand von Integration in den Weltmarkt behoben werden könnte, sondern im Gegenteil, Unterentwicklung ,,Konsequenz einer sehr effizienten Integration der Entwicklungsländer (Peripherie) in den von kapitalistischen Industrieländern (Zentren, Metropolen) beherrschten Weltmarkt [ist].33 Abhängigkeiten der Dritte-Welt-Länder von Industrieländern, wie sie sich durch koloniale und postkoloniale Strukturen und die Interessen des Weltmarktes herausgebildet haben, führen erst zu dem, was allseits Unterentwicklung genannt wird.

Abhängigkeit ist in diesem Sinne nicht unbedingt die Abhängigkeit vom Export bestimmter Produkte, die in Entwicklungsländern produziert werden (z.B. Kaffee), sondern von den durch strukturelle Machtungleichheiten bevorteilten Ländern. Cordova schreibt dazu: ,,Unsere Definition begreift wirtschaftliche Abhängigkeit als ein Produktionsverhältnis auf höherer Ebene, das durch viele andere Produktionsverhältnisse begründet und durch die Wirkung verschiedener Mechanismen des Überbaus gefestigt wird. Es handelt sich also um eine Beziehung zwischen Menschen und Menschen (oder besser: zwischen Gesellschaften)."34 Entwicklung und Unterentwicklung sind in den Augen der Dependencia-TheoretikerInnen zwei Seiten derselben Medaille.
Marxistische TheoretikerInnen sehen die Unterentwicklung als Folge des ungleichen Tausches, also der Ausbeutung von Dritte-Welt-Ländern durch kapitalistische Industrieländer. Während die dominierenden Länder die Weltmarktpreise und Handelsbedingungen diktieren, sind die Entwicklungsländer zu einem immer höheren Export gezwungen, um einmal erreichte Importvolumen halten zu können. Die Kausalkette, welche sich daraus erschließt, ist wachsende Überausbeutung der Arbeitskraft mit verbundener Kaufkraftminderung, was wiederum zu einer Verengung des internen Marktes führt. Insgesamt wird damit die Ausrichtung der peripheren Ökonomien an den Bedürfnissen der Bevölkerung verhindert. 35 
Andere Dependencia-TheoretikerInnen wiederum halten die Rahmenbedingungen des Weltmarktes für reformierbar. Eine neue Weltwirtschaftsordnung, die gerechtere Handelsbedingungen zulässt, paritätische Besetzung der über weltweiten Kapitaltransfer bestimmenden Institutionen und gleichberechtigte Mitbestimmung und Beteiligung am kapitalistischen Weltmarkt können die Entwicklungsländer aus ihrer Entwicklungsblockade befreien. 

Gemeinsam ist allen Theorien, die der Dependencia angehören, ihre Auffassung von einem strikten Kausalzusammenhang zwischen Abhängigkeit und Unterentwicklung. Werden in Modernisierungstheorien Entwicklungshemmnisse endogen verortet, liegt der Ursprung von Unterentwicklung in der Abhängigkeits-Theorie in exogenen Faktoren. In einem jeweils sehr undifferenzierten Blick auf die Ausgangsbedingungen der Dritte-Welt-Länder werden zwei sich gegenüberstehende Seiten, Entwicklungsländer und Industrieländer, verabsolutiert.36

Es wird in beiden theoretischen Richtungen von kulturellen, geographischen, historischen und gesellschaftlichen Verschiedenheiten innerhalb der zwei Seiten abstrahiert. Dieser undifferenzierte Blick und die Gleichsetzung von Abhängigkeit mit Unterentwicklung, führen in der Dependencia zu einem Erklärungsnotstand, was den Aufstieg von Entwicklungs- zu Schwellenländern und Industrieländern im südostasiatischen Raum unter den von ihnen kritisierten Bedingungen betrifft.37
Was die Dependencia allerdings angestoßen hat, ist die kritische Auseinandersetzung mit internationalen Machtstrukturen und deren Auswirkungen auf die Entwicklungsfähigkeit von Dritte-Welt-Länder. Diese ist in den weiteren, differenzierteren Entwicklungstheorien, welche aus der Dependencia hervorgehen, mit aufgenommen worden.38
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31- Ebd., S. 458

32- Vgl. Everett E. Hagen: Traditionalismus, Statusverlust, Innovation; in: Wolfgang Zapf (Hg.), Theorien des sozialen 

       Wandels, Köln/ Berlin  1969; S.353-357

33- Dieter Nohlen: Lexikon Dritte Welt, 2000; S. 171

34- Armando Cordova: Strukturelle Heterogenität und wirtschaftliches Wachstum, Frankfurt/ 1973; S. 65.

35- Vgl. Dieter Nohlen: Lexikon Dritte Welt, 2000; S. 172.

36- Vgl. Ebd., S 170. 

37-Senghass, Dieter, Weltwirtschaftsordnung und Entwicklung, Frankfurt 1977, 258-263. 

38-Vgl. Menzel, Ulrich: Das Ende der Dritten Welt und das Scheitern der großen Theorie, Frankfurt/ Main 1992,  S.63.

1.4.6. Autozentrierte Entwicklung

Das vor allem von Senghaas39 vorgeschlagene entwicklungsstrategische Konzept der autozentrierten Entwicklung löst sich aus der Vorstellung, dass der Weltmarkt mit seinen machtasymmetrischen Strukturen allein für die Stagnation der Entwicklungsländer verantwortlich ist. Die Möglichkeit des Aufstiegs zu Schwellenländern und Industrieländern innerhalb des Weltmarktes wird aufgrund der Erfahrung mit südostasiatischen Ländern hingenommen.

Stattdessen beruht es auf der Annahme, dass sich Gesellschaften, welche den Aufstieg innerhalb des Weltmarktes nicht bewerkstelligen, um den Ausbau ihrer eigenen Binnenökonomie bemühen müssen. Die Orientierung am Weltmarkt, also die Ausrichtung auf Export- und Importgüter, wird vorerst aufgegeben, wenn sie nicht zu einer Bedürfnisbefriedigung der Menschen vor Ort führt. Grundbedürfnisse leiten die Idee der autozentrierten Entwicklung. Entwicklung soll sich an den Menschen orientieren, nicht die Entwicklung von Dingen darf im Vordergrund stehen.40 ,,Die Eingliederung der Masse der Menschen in eine produktive Beschäftigung und die Befriedigung von Grundbedürfnissen"41 ist folglich Zielvorgabe von Entwicklung. 

Das Konzept der autozentrierten Entwicklung sieht dafür ,,eine zuallererst binnenmarktorientierte Produktionsstruktur, die auf einer Mobilisierung von lokal verfügbaren Ressourcen und eine Nutzung dieser Ressourcen an Ort und Stelle angelegt ist und die Anreize zur Produktion eigener Technologie entfaltet"42 vor. Damit sind sowohl Produktivitätssteigerung innerhalb der jeweiligen Landwirtschaften, als auch industrieller Massenkonsumgüter, welche an den Grundbedürfnissen der Bevölkerung orientiert sind, gemeint. Erst mit einem funktionierenden Binnenmarkt, der alle Produktivkräfte bedürfnisorientiert einbindet, kann mit dem Vertrauen in die eigenen Kräfte, "self-reliance", der selbstbestimmte Zugang zum Weltmarkt gefunden werden. 
Zwar ist die Theorie autozentrierter Entwicklung offen für kulturspezifische Differenzierungen von Entwicklung, was dabei allerdings vorausgesetzt wird, sind gleiche bzw. ähnliche Wirtschaftsformen und Gesellschaftsstrukturen innerhalb eines Landes. In Senghaas Konzept wird nicht beachtet, dass innerhalb der Gesellschaften eines Landes verschiedene Gesellschaftsformen und Interessen vorhanden sind. So sind beispielsweise die von Subsistenzproduktion abhängigen Teilgesellschaften eines Landes in ihrer inneren Struktur davon bedroht, wenn sich das Konzept der landwirtschaftlichen Ertragssteigerung durchsetzt. Es bleibt also zu fragen, auf wessen Grundbedürfnissen autozentrierte Entwicklung basieren soll. Denn Grundbedürfnisse von Menschen aus Nomaden- und Subsistenzwirtschaft unterscheiden sich von Bedürfnissen von Menschen aus urbanen Zentren.43
-------------------------------------------------

39- Dieter Senghaas: Weltwirtschaftsordnung und Entwicklungspolitik, Frankfurt/ M. 1977.

40- Vgl. Die Erklärung von Cocoyoc, 1974; zitiert nach Senghaas, 1977.

41- Vgl. Dieter Senghaas: Weltwirtschaftsordnung und Entwicklungspolitik, 1977; S. 264.

42- Ebd.,  S. 265. 

43- Vgl. Menzel, Ulrich: Das Ende der Dritten Welt und das Scheitern der großen Theorie, Frankfurt/ Main 1992,  

      S.63.

1.4.7. Gemeinsamkeiten

Auch wenn Modernisierungs- und Dependenztheoretiker völlig gegensätzliche Erklärungen von Entwicklung, Unterentwicklung und entsprechende Maßnahmen propagierten, bei der Definition von Entwicklung als Entfaltung der Produktivkräfte und dem Ziel einer Industrialisierung nach westlichem Vorbild waren sie sich bemerkenswerterweise weitestgehend einig. Entwicklung hieß Industrialisierung und wirtschaftliches Wachstum um jeden Preis. Die Modernisierungstheoretiker gingen davon aus, dass der so erwirtschaftete Wohlstand zunächst begünstigter Eliten in die breite Masse der Bevölkerung durchsickern würde ("Trickle-Down-Effekt") und so rückständige Regionen und Sektoren in einen schrittweise Modernisierungssog in Richtung westlicher Demokratie gezogen würden. Auch der nicht-kapitalistische Weg der Dependencia formulierte für seine autozentrierte (Binnen-) Marktorientierung zur Umstrukturierung des peripheren Kapitalismus eine industrialisierte Staatsgesellschaft als Ziel, in der anschließend durch radikale sozialistische Transformation (idealerweise in der ganzen Dritten Welt) allerdings sozialistische Produktionsverhältnisse und klassenlose Gesellschaftsstrukturen verwirklicht werden sollten.44 

Trotz des fundamentalen Gegensatzes zwischen Weltmarktintegration gegenüber Abkopplung vom selbigen, zeigt sich, dass Wirtschaftswachstum in beiden globalen Paradigmen eine unabdingbare Voraussetzung für Entwicklung im Allgemeinen darstellt, so dass es nicht verwundert, wenn Menzel 40 Jahre Entwicklungsstrategie mit "40 Jahren Wachstumsstrategie" gleichsetzt45. Fast alle strategischen Empfehlungen der beiden Großtheorien zielen auf Wachstum, Agrarmodernisierung und insbesondere Industrialisierung; die jeweils unterschiedlichen sozialen und politischen Ziele würden sich dann irgendwie, quasi automatisch einstellen

Beide Entwicklungskonzepte identifizierten dabei den Staat als wichtigsten Akteur und begründeten damit gewissermaßen die Notwendigkeit zentralistischer Regime. "Ob als Avantgarde oder als patrimonialer Staat mit nachzuholendem "Nation Building" konzipiert - auf mehr oder weniger diktatorische Einparteien-Systeme lief es allemal hinaus".45 Ein starker Staat als Hauptträger der Entwicklung sollte die Rahmenbedingungen für wirtschaftliches Wachstum schaffen, autoritäre Systeme in der Anfangsphase wurden in beiden Paradigmen durchaus als notwendig akzeptiert. Für die Dependenztheorie wie auch die Modernisierungstheorie nahm in diesem Zusammenhang die Geschichte für außereuropäische Gesellschaften erst mit der europäischen Expansion ihren Anfang. Für die Vertreter der Modernisierung begann damit die weltweite Diffusion von Modernität, für die Vertreter der Dependencia die Entwicklung von Unterentwicklung. Die Spezifika der vorkolonialen und kolonialen Gesellschaften und ihre Bedeutung für die nachkoloniale Entwicklung wurden so in beiden Theoriesträngen weitestgehend übersehen. Ein besonderes Augenmerk verdienen der Wissenschaftsprozess selbst und die Besonderheiten der Theorieproduktion innerhalb der beiden konkurrierenden Paradigmen. Es scheint, dass der globale Erklärungsanspruch der beiden Schulen mit einer mangelhaften und undifferenzierten Analyse der tatsächlichen Verhältnisse erkauft wurde. Nicht nur die wirtschaftsgeschichtlichen Lücken der verschiedenen Theorierichtungen sind nicht als mehr oder minder zufällige Forschungsdefizite zu interpretieren. 
"Sondern sie stehen in einem engen Zusammenhang mit der geringen Kommunikation zwischen konkurrierenden Theorieschulen und der Neigung, die Ansätze und Resultate der jeweils anderen Richtung gar nicht oder nur als Karikatur wahrzunehmen, und sich gegen solche Informationen abzuschotten, welche den eigenen Ansatz in Frage stellen oder zumindest verkomplizieren könnten."46
Die mangelnde Differenzierungsfähigkeit in beiden Lagern führte über die ausschließliche Betonung endogener Faktoren auf der einen beziehungsweise exogener Ursachen auf der anderen Seite zu einem jeweils statischen dichotomen Weltbild, das nur auf moderne und traditionelle Gesellschaftsstrukturen einerseits oder Metropole und Peripherie andererseits reduziert war. Damit erscheint der jeweils globale Erklärungsanspruch von Unterentwicklung und entsprechend zu ergreifenden Strategien von Modernisierungstheorie und Dependencia als durchaus plausibel. 
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44- Vgl., Ulrich Menzel: 40 Jahre Entwicklungsstrategie = 40 Jahre Wachstumsstrategie, in: Dieter Nohlen/Franz 

      Nuschele (Hg.): Handbuch der Dritten Welt, 3. Aufl. Bonn 1993, S. 131-155. 

45- Vgl. Menzel, Ulrich: Das Ende der Dritten Welt und das Scheitern der großen Theorie, Frankfurt/ Main 1992, S.67 

      35- Ebd., S 70.

46- Andreas Boeckh: Entwicklungstheorien, Eine Rückschau, in: Dieter Nohlen/ Franz Nuscheler(Hg.): Handbuch der 

      Dritten Welt, 3. Aufl. Bonn 1993, S. 115.

1.4.8. Das Scheitern der "Großen Theorien"

Doch spätestens seit Anfang der 80er Jahre wurden deutlich, dass keine der beiden Theorien ihren monokausalen und universalen Anspruch, das alleinige Erklärungsmodell für alle Entwicklungsländer zu liefern, aufrechterhalten konnte. Als Ursachen für das Scheitern der beiden wichtigsten Großtheorien der Entwicklungspolitik, der daraus folgenden allgemeinen "Theoriekrise" über die übrig gebliebenen "Theorieruinen" und die "latente Theoriemüdigkeit" in der Entwicklungspolitik lassen sich sehr vereinfacht vier Gründe aufführen:

Erstens wurde den Modernisierungs- wie auch Dependenztheorien vorgeworfen, die Differenzierungsprozesse in der Dritten Welt weder erfasst noch aufgearbeitet zu haben. Zwischen aufsteigenden Exportländern wie den vier südostasiatischen Tigern, stagnierenden rentenkapitalistischen Erdölförderländern und absteigend agrarisch geprägten Staaten in Afrika bestehen derartig weitreichende Unterschiede in wirtschaftlicher, sozialer und kultureller Hinsicht, dass kaum von einer einheitlichen "Dritten Welt" gesprochen werden kann. Frühere Annahmen von identischen wirtschaftlichen und sozialen Tiefenstrukturen in der Peripherie mussten so revidiert werden, um die jeweils konkreten Bedingungen für (Unter-) Entwicklung im Einzelfall hervorzuheben. "Die Ausdifferenzierung der Dritten Welt schien für Theorien mit globalem Geltungsanspruch den Todesstoß zu bedeuten." 47
Zweitens musste in der so genannten Schwellenländerdebatte festgestellt werden, dass beispielsweise der Aufstieg Südkoreas, von einer Kolonie zu einem der konkurrenzfähigsten Industrieländer innerhalb von 30 Jahren mit den gängigen Theorien nicht erklärt werden konnte. Nach dependenztheoretischer Auffassung hätte die in Südkorea praktizierte Weltmarktintegration nur die "Entwicklung der Unterentwicklung" vorantreiben können. Trotz massiver negativer Erscheinungen wie Billiglöhnen und erheblicher Umweltzerstörung kann davon im Falle des Entwicklungsweges Südkoreas keine Rede sein. Aber auch die Modernisierungstheorien, die zunächst die konfuzianische Ethik als traditionelles Entwicklungshemmnis diffamierten, um sie später als Erfolgsbedingung hoch zu stilisieren, versagten in diesem Beispiel.

Der dritte Grund für die Theoriekrise ist dieses anvisierte Ziel des Wirtschaftswachstums selbst. Lange Zeit waren sich die Vertreter der verschiedenen Theorieschulen einig im Ziel der nachholenden Industrialisierung. Lediglich über die Beschaffenheit des dafür einzuschlagenden Weges wurde gestritten. Die ökologischen Krisenerscheinungen wiesen jedoch unübersehbar auf die Begrenztheit des industriellen Entwicklungsmodells und seiner globalen Übertragbarkeit hin.48  In den 90er Jahren wurde dann nicht nur das Ziel des Entwicklungsprozesses, sondern sogar die Idee an sich, etwas "entwickeln" zu wollen, von Fundamentalkritikern wie Gustavo Esteva zurückgewiesen. 49
Ohne Frage ist es nur logisch, dass mit dem Ende des "Entwicklungsmythos" auch die Theorien verstummen, die ihn zum Inhalt haben. Die Einsicht mancher, dass Entwicklung "eine unbegrabene Leiche [ist], die gefährlich die Luft verpestet",50  bedeutet aber nicht, dass wachstumsorientierte Industrialisierung in der entwicklungspolitischen Praxis als führendes Leitmotiv aufgegeben wurde. 

Ein weiterer entscheidender Grund für das Theorieversagen wird das Scheitern aller Utopien und Entwicklungsmodelle genannt. Die großen Entwicklungstheorien versuchten ja nicht nur (Unter-) Entwicklung zu erklären, sondern waren zugleich - wie zuvor dargestellt - gesellschaftspolitische Entwürfe und gaben Strategien für den zu verfolgenden und anzustrebenden Entwicklungsweg vor. Aber weder sozialistische Modelle wie in Kuba oder Nicaragua, weder neoklassische wie in Chile, noch "dritte Wege" wie Ujamaa in Tansania hätten für die Bevölkerung reale Verbesserungen gebracht, wurde von Theoriekritikern wie Ulrich Menzel konstatiert.51 Diese Theoriekrise, "die Krise der Entwicklung" und die Behauptung vom "Ende der Dritten Welt" hat die entwicklungspolitische Diskussion der 80er und 90er Jahre maßgeblich beeinflusst.
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47- Ebd., S. 118.

48- Ebd., S.120. 
49- Vgl. Menzel, Ulrich: Das Ende der Dritten Welt und das Scheitern der großen Theorie, Frankfurt/ Main 1992,  S.67.

50- Vgl. Gustavo Esteva: Entwicklung, in: Wolfgang Sachs: Wie im Westen so auf Erden, Reinbek 1993, S. 89-121.

51- Vgl. Menzel, Ulrich, Das Ende der Dritten Welt und das Scheitern der großen Theorie, Frankfurt/ Main 1992, S. 42-
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I. Die Europäische Union

1. Entstehung der EG

1.1. Einleitung

Der Gedanke eines festen Zusammenschlusses der europäischen Staaten hat bereits vor der Gründung der Europäischen Gemeinschaft und ihrer Entwicklung zur Europäischen Union in den verschiedensten Formen seinen politischen Ausdruck gefunden. So forderten im Jahr 1923 etwa der österreichische Graf Coudenhove Kalergi und die von ihm ins Leben gerufene Paneruopäische Bewegung die Schaffung der „Vereinigten Staaten von Europa“. Der französische Außenminister Aristide Briand - unterstützt von seinem deutschen Amtskollegen Gustav Stresemann - schlug in seiner berühmten Rede vom 5. September 1929 vor dem Völkerbund in Genf den Europäischen Regierungen die Gründung einer Europäischen Union im Rahmen des Völkerbundes vor. Angestrebt wurde damit zunächst nur eine engere Zusammenarbeit der europäischen Staaten im Rahmen der weltweiten Organisation des Völkerbundes, während die Souveränität der europäischen Staaten unangetastet bleiben sollte. Alle diese Versuche einer friedlichen Einigung Europas scheiterten jedoch an den in jenen Zeiten immer noch übermächtigen Gedanken des Nationalismus und des Imperialismus.1 

Noch einmal musste Europa in Schutt und Asche gelegt werden, bevor sich die Einsicht in das Verhängnis fortdauernder Rivalität zwischen den europäischen Staaten durchsetzen vermochte. 

Erst der völlige Zusammenbruch Europas und der politische wie wirtschaftliche Verfall der europäischen Staaten mit ihren veralteten nationalen Strukturen schufen die Voraussetzungen für einen Neubeginn und zwangen zu einem weit radikaleren Denken im Hinblick auf die Neugestaltung Europas. Der infolge der beiden Weltkriege und dazwischen liegenden Ereignisse eingetretene politische und wirtschaftliche Verfall der europäischen Staaten gab der Idee einer politischen Einigung Europas erheblichen Auftrieb. Winston Churchill rief in seiner Züricher Rede am 19. September 1946 zu einer ‚Neugründung der europäischen Familie’ auf, der durch die Partnerschaft zwischen Deutschland und Frankreich den Weg bereitet werden müsse. 

1.2. Die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS)
Der in Europa vorherrschende Wille nach Sicherheit und Frieden führt somit zu einer stetigen Vertiefung der europäischen Zusammenarbeit, bis hin zur Abtretung nationaler Befugnisse auf europäische Ebene, die somit supranationale Teilbereiche ausbildet. Vor allem das gute Zusammenspiel Frankreichs und Deutschlands als ehemalige Erzfeinde beschleunigt die europäische Integration, so dass auch heute der Achse Paris - Bonn, bzw. Paris - Berlin große Bedeutung für den europäischen Prozess zugesprochen wird. Die wichtigsten Verträge der europäischen Einigung sollen im Folgenden behandelt werden.2
Während die westeuropäischen Staaten durch die Umsetzung des Marshallplans erste Lektionen in wirtschaftlicher Zusammenarbeit erhielten, wurde es den entscheidenden Verfechtern eines Vereinigten Europas schmerzlich bewusst, dass weder OEEC (Organization for European Economic Cooperation) noch Europarat zur treibenden Kraft einer vertieften Integration werden würden.

Zu Beginn der 50er Jahre wurde noch stärker darüber diskutiert, wie eng der Zusammenschluss sein müsste, und wer sich an Organen der europäischen Zusammenarbeit beteiligen könne. Es ging um die Frage des kleineren und größeren Europas und darum, ob staatliche Souveränität übertragen werden sollte.Am 9 Mai beginnt die Geschichte der europäischen Integration. Im Gegensatz zur Zusammenarbeit (Kooperation) der Staaten, bedeutet Integration die Übertragung von Teilbereichen staatlicher Tätigkeit auf eine überstaatliche, eine supranationale Institution. Dem liegt die Vorstellung zugrunde, dass sich das gemeinsame Interesse der teilnehmenden Staaten an dem zusammengelegten Bereich nur dann voll entfalten kann, wenn das spezielle Interesse eines Mitgliedstaates nicht jede einzelne Aktion blockieren kann. 
-------------------------------------

1- Vgl. Klaus-Dieter, Borchardt: Die Europäische Einigung, 4. Auflage, Brüssel 1995, S. 5-7.
2- Vgl. Gerhard, Brunn: Die Europäische Einigung von 1945 bis heute, Bonn 2004, S. 70-72.

Der französische Außenminister Robert Schumann verkündigte am 9. Mai 1950 vor der Presse im Uhrensaal des französischen Außenministeriums „die französische Regierung schlägt vor die Gesamtheit der Kohle- und Stahlproduktion Deutschlands und Frankreichs einer gemeinsamen Behörde in einer zur Teilnahme für andere europäische Staaten offenen Organisation zu unterstellen“.3 Der deutsche Bundeskanzler Konrad Adenauer stimmte dem französischen Plan zu. Auch Italien und die Benelux-Staaten (Belgien, Niederlande und Luxemburg) stimmten dem Plan zu. Großbritannien lehnte den ab. Mit der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) schufen sich Frankreich, Deutschland, Belgien, Niederlande, Luxemburg und Italien einen gemeinsamen Markt für Kohle und Stahl, einen Markt ohne Zölle und ohne mengenmäßige Beschränkungen.4
Der Vertrag für die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS), wurde am 23. Juli 1952, also sieben Jahre nach Ende des 2. Weltkrieges unterschrieben. Gleichzeitig wurden eigene Institutionen geschaffen: Höhe Behörde (später Kommission), die Parlamentarische Versammlung, der Gerichtshof und der Rat. 

Das wichtigste offen genannte Anliegen war die Sicherung des Friedens in Westeuropa. Dem notorischen Friedensbrecher Deutschland sollte durch die Zusammenlegung der Schlüsselindustrien, welche die Basis für den Aufbau einer Militärmacht bildeten, einen Krieg gegen Frankreich und die anderen westeuropäische Länder materiell unmöglich gemacht werden. Das zweite allgemeine Ziel war die Einigung Europas, die nach den bisher ins Leere gelaufenen Versuchen auf eine neuartige Art und Weise erreicht werden sollte. Schrittweise sollte in Westeuropa ein gemeinsames Fundament wirtschaftlicher Macht gelegt werden, auf dem sich eine politische Einheit errichten ließe. Als drittes politisches Ziel nannte Schuman, dass der „Jahrhunderte alte Gegensatz zwischen Frankreich und Deutschland“ überwunden werden müsse, um eine Vereinigung der europäischen Nationen zu ermöglichen.5
Das größte Hindernis bildete in der ersten Phase der Verhandlungen die von Monnet konzipierte Hohe Behörde. Für Monnet stellte sie das Herzstück der geplanten Gemeinschaft dar. Er hatte sie als kleines, völlig unabhängiges, mit großen Machbefugniesen ausgestattetes Zentralorgan konzipiert. Vor allen die in Fragen ihrer Souveränität besonders empfindlichen kleinen Länder opponieren gegen diese Behörde, die den Mitgliedstaaten verbindliche Entscheidungen auferlegen sollte. Sie verlangten eine Reduzierung der Machtbefugnisse der Behörde und institutionelle Gegengewichte. Auf ihren Vorschlag ging die Errichtung des Ministerrates zurück. Ebenfalls wurde erst während der Verhandlungen die Institution der Parlamentarischen Versammlung eingeführt. Die Absicht war, der Gemeinschaft eine politisch-demokratische Dimension und Legitimation beizufügen“.6 Die EGKS nahm am 10. August 1952 in Luxemburg ihre Arbeit auf. Ihr übergreifender Auftrag war, der auf Grundlage eines gemeinsamen Marktes für Kohle und Stahl „zur Ausweitung der Wirtschaft, zur Steigerung der Beschäftigung und zur Hebung der Lebenshaltung in den Mitgliedstaaten beizutragen (Artikel 12). 
An der Spitze stand die „Hohe Behörde“ deren neuen Mitglieder von den Regierungen im gegenseitigen Einvernehmen benannt wurden. Erster Präsident wurde Jean Monnet. Neben der Hohen Behörde wurden andere Organe eingerichtet. Der Ministerrat war für die wirtschaftspolitische Koordination zuständig und musste u.a. bei der Ausrufung einer Krisensituation seine Zustimmung erteilen. Die parlamentarische Versammlung, deren Mitglieder von den nationalen Parlamenten entsandt wurden, hatte nur das Recht, Berichte anzufordern und die Hohe Behörde mit ⅔-Mehrheit zu stürzen. Ein Gerichtshof amtierte als Verfassungsgericht, Verwaltungsgericht und auch Schlichtungsinstanz. Er konnte nicht nur von den Organen der Montanunion und den Mitgliedstaaten, sondern auch von allen natürlichen und juristischen Personen der Gemeinschaft angerufen werden. Seine Entscheidungen waren bindend. Die Grenzen der Macht der EGKS zeigten sich in der 1958 beginnenden ersten Kohlekrise. Sie besaß nicht das Gewicht, supranationales Krisenmanagement gegen die weiterhin national orientierte Politik der Mitgliedstaaten zu betreiben, von denen einige angesichts der übermäßig anschwellenden Kohlehalden vertragswidrige Importstopps zum Schutz der nationalen Förderung, auch gegen Importe aus Mitgliedstaaten erließen.7
Die beiden Länder mit hohem Importbedarf, Italien und die Niederlande, kauften weniger bei den Partnern, sondern zogen amerikanische Kohle vor, die zu niedrigeren Preisen angeboten wurde als die aus europäischer Produktion. 8 

--------------------------------------- 

3- (Vgl. Helmut, Strizek und Gisela, ,Hammers-Strizek: Europäische Einigung, Bilanz und Perspektiven, 2. Auflage, Bonn 1984, S.18-19).
4- (Vgl. Helmut, Strizek und Gisela, ,Hammers-Strizek: Europäische Einigung, Bilanz und Perspektiven, 2. Auflage, Bonn 1984, S. 20).
5- Vgl. Klaus-Dieter, Borchardt: Das ABC des Gemeinschaftsrechts, Brüssel 1999, S. 11-18.

6- Vgl. Gerhard, Brunn: Die Europäische Einigung von 1945 bis heute, Bonn 2004, S. 82-83.

7- Vgl. Helmut, Strizek und Gisela, ,Hammers-Strizek: Europäische Einigung, Bilanz und Perspektiven, 2. Auflage, 

    Bonn 1984, S. 20.

8- Vgl. Gerhard Brunn, Die Europäische Einigung von 1945 bis heute, Bonn 2004, S. 86.

1.3. Römische Verträge: Die Gründung der EWG und ERUATOM 
Die Europäische Union ist das jüngste Produkt der Bemühungen der europäischen Staaten um einen engeren Zusammenschluss mit dem letztlichen Ziel, Kriege, wie sie Jahrhunderte lang die europäische Geschichte prägten, aus den europäischen internationalen Beziehungen zu eliminieren. 

Der Weg fort von den einzelnen Nationalstaaten Europas hin zu einer europäischen Staaten - Union vollzog sich über Jahrzehnte hinweg, und manifestierte sich u.a. in der Namensänderung vom 9./10. Dezember 1991, welche den Europäischen Gemeinschaften im Vertrag von Maastricht den Namen Europäische Union verlieh.

Gleichzeitig wurden eigene Institutionen geschaffen: Höhe Behörde (später Kommission), die Parlamentarische Versammlung, der Gerichtshof und der Rat. Ziel der EGKS, auch Montanunion genannt, ist die Errichtung eines gemeinsamen Marktes für Kohle und Stahl, sowie eine gegenseitige Kontrolle über diese.

1955 unternahmen die Benelux-Staaten einen neuen Anlauf zur Weiterentwicklung der Integration. Sie forderten in einem Memorandum die Verschmelzung der nationalen Volkswirtschaften als Ganzes in einem einheitlichen europäischen Binnenmarkt. Die Regierungen der sechs EGKS-Mitgliedstaaten vereinbarten daraufhin auf der Konferenz von Messina am 1. und 2. Juli 1955, Regierungssachverständige unter Vorsitz des belgischen Außenministers Spaak mit der Untersuchung der Voraussetzungen hierfür zu beauftragen. Diese Gruppe legte im April 1956 einen Bericht über die Ausgestaltung einer Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) und einer Europäischen Atomgemeinschaft (EURATOM) vor. Beide Verträge wurden am 25 März 1957 in Rom unterzeichnet; sie traten am 1. Januar 1958 in Kraft.9
Zur Verwirklichung der Ziele der EWG solle nach Art. 2 des Vertrages in das gesamte Territorium umfassender gemeinsamer Markt entstehen, ein Handelsgebiet, in dem sich das Wirtschaftsleben nach einheitlichen Regeln, wie in einem nationalen Markt, abspielen kann. Zugleich soll die Wirtschaftspolitik in allen Staaten so angenähert oder harmonisiert werden, dass Wachstum, Vollbeschäftigung und eine größere Stabilität erreicht werden können. 10

Ziele der ERUATOM sind es, durch die gemeinsame Forschung eine schnelle Bildung und Entwicklung von Kernindustrien in Gang zu setzen. Weiteres soll die Gemeinschaft dazu beitragen,11

·   die technische Kenntnisse dieses modernen Energiezweigs unter den Mitgliedstaaten schnell zu  

      verbreiten,

·   einheitliche Sicherheitsnormen für die Gesundheitsschutz der Bevölkerung und der Arbeitskräfte 
      zu entwickeln,

·   die Investitionen zu fördern,

·   regelmäßige und gerechte Versorgung aller Benutzer der Gemeinschaft mit Erzen und 
      Kernbrennstoffen. 

Wie für die EGKS wurden für beide Gemeinschaften vier Organe Vorgesehen, mit dem wesentlichen Unterschied, das in der EWG der Ministerrat die Entscheidungsbefugnis erhielt während sie in der EGKS (Montanunion) der Hohen Behörde übertragen worden war. Nach dem Vorbild der Montanunion schuf man den Rat, die Kommission, den Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Gerichtshof. 

Für die Errichtung des Gemeinsamen Marktes war eine zwölfjährige Frist vorgesehen, in der die dafür erforderlichen Voraussetzungen - Freizügigkeit der Produktionsfaktoren im inneren, gemeinsamer Zollschutz nach außen, bis 31. Dezember 1969 stufenweise geschaffen werden sollten. (Art. 8 EWG-Vertrag).
Am 8. April 1965 konnte die erste Vertragsrevision in Kraft treten, die eine Zusammenführung der Institutionen der drei Verträge bewirkten (Fusionsvertrag). In der Folge konsolidierten sich die Finanzverfassung und die gemeinsame Struktur der drei Gemeinschaften. Der Aufgabenbereich der EWG wurde schrittweise ausgedehnt, nachdem auf der Gipfelkonferenz in Den Haag (1969) neben einer Erweiterung auch eine Vertiefung beschlossen werden konnte.12

---------------------------------------
9- Vgl. Beutler, Bieber, Pipkorn, Streil (Hrsg.): Die Europäischen Union - Rechtsordnung und Politik, 5. Auflage,   

     Baden- Baden 2001, S. 42).

10- Vgl. Europäische Kommission: Der Binnenmarkt, 2. Auflage, Brüssel 1996, S. 15-17.

11- Vgl. Helmut Strizek und Gisela Hammers-Strizek in Europäische Einigung, Bilanz und Perspektiven, 2. Auflage, 
      Bonn 1984, S. 27.
Tatsächlich steigt die Produktion der sechs Vertragsstaaten (D; F; I; Benelux) in den Jahren nach der Unterzeichnung im Jahr 1957 gewaltig. Anfang der 70er Jahre wurde die Notwendigkeit einer Konvergenz der Wirtschafts- und Währungspolitik immer deutlicher. 1979 wurde das Europäische Währungssystems eingeführt.  Zum gemeinsamen Markt kam die gemeinsame Agrar-, Handels-, Regional-, Sozial-, Forschungs-, Umwelt-, Bildungs- und Entwicklungspolitik. 1972 schlossen sich das Vereinigte Königreich, Irland und Dänemark den Gemeinschaften an, dann vervollständigten Griechenland sowie Spanien und Portugal das gemeinschaftliche Europa an der Südflanke. Durch den Beitritt Österreichs, Finnlands und Schwedens im Jahr 1995 entstand die Gemeinschaft der fünfzehn. Durch die Schaffung des Europäischen Währungsunion im Jahr 1979 wurden die ersten Schritte getan auf dem langsamen, aber unaufhaltsamen Marsch hin zur Wirtschafts- und Währungsunion, die am 1. Januar 1999 mit der Einführung des Euro durch elf Mitgliedstaaten erreicht wurde. 1984 billigte das Europäische Parlament den Entwurf eines Vertrags über die Europäische Union, mit dem die Institutionen einen Qualitätssprung auf dem Weg zur Einheit vollbringen sollten. Mit der Annahme 1985 des Weißbuchs über die Vollendung des Binnenmarktes konkretisierte die Kommission unter dem Vorsitz von Jacques Delors diesen Willen zu einem neuen Aufschwung, auch in dem sie ein Zieldatum festlegte: 1. Januar 1993.  Mit der Unterzeichnung der Einheitlichen Akte 1986 schöpften die Mitgliedstaaten ihre Inspiration und ihre institutionelle Methode unmittelbar aus dem Schumanplan. Ferner erneuerten sie den Entscheidungsprozeß, in dem sie die Zahl der mit qualifizierter Mehrheit zu fassenden Beschlüsse erweiterten.  Der Fall der Mauer mit der anschließenden deutschen Vereinigung am 3. Oktober 1990 und die Demokratisierung der Staaten Mittel- und Osteuropas, die sich aus der Vormundschaft der sich ihrerseits im Dezember 1991 auflösenden Sowjetunion befreiten, veränderten das politische Gefüge des europäischen Kontinents grundlegend. Angesichts der Erfolge der Sechs beschlossen das Vereinigte Königreich, Dänemark und Irland, der Gemeinschaft beizutreten. Nach schwierigen Verhandlungen, bei denen Frankreich unter De Gaulle zweimal, nämlich 1961 und 1967, sein Veto eingelegt hatte, kam es 1973 zur ersten Erweiterung der Gemeinschaft.  1981 und 1986 wurde die Südflanke der Gemeinschaft durch den Beitritt Griechenlands, Spaniens und Portugals verstärkt. Damit wurde die Durchführung von Strukturprogrammen dringlicher, um das wirtschaftliche Entwicklungsgefälle innerhalb der Gemeinschaft zu verringern.
1.3.1. Die Nord- und Süderweiterung 
Die Konferenz der Staats- und Regierungschefs in Den Haag, die im Dezember 1969 das europäische Schiff wieder flott machte, beendete einen schweren Konflikt der abermals von einem britischen Beitrittsgesuch ausgegangen war. Die Konferenz brachte auf vielen Gebieten Fortschritte:13

· Die Regierungschefs vereinbarten, dass die Beitrittsverhandlungen mit den beitrittswilligen  Ländern (Großbritannien, Irland, Dänemark, Norwegen und Schweden) aufgenommenv würden, 

· Die Übergangsphase der Römischen Verträgen sollte abgeschlossen und der Grundstein für eine Wirtschafts- und Währungsunion gelegt werden, 
· Der handelspolitische Graben, der 1959 in Europa zwischen EWG und EFTA entstanden war, sollte durch Freihandelsvereinbarungen überwunden werden,

· Die Finanzierung der Gemeinschaft sollte schrittweise durch eigene Einnahmen erfolgen,
· Dem Europäischen Parlament sollten verstärkt Haushaltsbefugnisse eingeräumt werden,
· Die Außenminister wurden beauftragt, Vorschläge für Fortschritte auf dem Gebiet der politischen Einigung zu erarbeiten. 

Zwischen Dezember 1969 und Juni 1970 wurden die Vorbereitungen für die Beitrittsverhandlungen getroffen. Die Kommission verhandelte auf der Grundlage eines Gemeinschaftsmandats mit den Beitrittskandidaten und nach anderthalb Jahren konnten die Beitrittsverhandlungen mit Großbritannien, Irland, Norwegen und Dänemark abgeschlossen werden. Schweden hatte aus Gründen seiner Neutralitätspolitik auf seinen Antrag von 1967 verzichtet. Zum 1. Januar 1981 erweiterte sich die Gemeinschaft abermals. Griechenland wurde das 10. Mitgliedsland. Der Europäische Rat stellte im Jahr 1984 die letzten Weichen für die Süderweiterung der EG um Spanien und Portugal.  Für die beiden Staaten ging der Wunsch, in die Europäische Gemeinschaft aufgenommen zu werden, im Jahr 1986 in Erfüllung. Gerhard Brunn schrieb darüber: 14
„der Wunsch dieser Länder auf Teilhabe an der Europäischen Integration, obwohl sie eine weiten wirtschaftlichen Entwicklungsrückstand zu den anderen Mitgliedern hatten, ging in erster Linie darauf zurück, im Rahmen der EG politische Stabilität zu finden, während anderseits zwar der große Markt und die erhofften finanziellen Hilfe der EG als große Chance für eine nachhaltigen wirtschaftlichen Aufstieg lockten, aber doch auch Ängste vor der zerstörerischen Konkurrenz aus dem Norden die Begeisterung dämpften“.
---------------------------------------
13- Vgl. Helmut, Strizek und Gisela, ,Hammers-Strizek: Europäische Einigung, Bilanz und Perspektiven, 2. Auflage, Bonn 1984, S. 31-32.

14- Vgl. Gerhard, Brunn: Die Europäische Einigung von 1945 bis heute, Bonn 2004, S. 82-83.
1.4. Die Einheitliche Europäische Akte 
Im Sommer 1985 beruft der Europäische Rat in Mailand die Regierungskonferenz zur Ausarbeitung der »Einheitlichen Europäischen Akte« ein, welche die bis dahin auf dem Tisch liegenden Reformvorschläge für die Gemeinschaft präzisieren und Entscheidungsreif machen sollte.15
Die Regierungskonferenz erarbeitete schließlich die Einheitliche Europäische Akte (EEA), die bereits im Dezember 1985 verabschiedet wird. Nach Werner Weidenfeld erhalten folgende Elemente der EEK langfristige und strukturelle Bedeutung: 16

· Der Binnenmarkt soll bis 1992 vollendet werden. Diese Absicht wird bereit im Weißbuch der Kommission zur Vollendung des Binnenmarktes vom Juni 1985 beschrieben,

· Ein neues Beschlussverfahren wird für den Bereich des Binnenmarktes fixiert und korrigiert die Römischen Verträge. Dieses neue Verfahren sieht qualifizierte Mehrheitsentscheidungen im Ministerrat vor, stärkt die Stellung des Europäischen Parlamentes, formuliert jedoch zugleich eine Fülle von Ausnahmen, bei denen die Einstimmigkeitsregel bestehen bleiben soll.
· Der Binnenmarkt soll bis 1992 vollendet werden. Diese Absicht wird bereits im Weißbuch der Kommission zur Vollendung des Binnenmarktes vom Juni 1985 beschrieben,

· Ein neues Beschlussverfahren wird für den Bereich des Binnenmarktes fixiert und korrigiert die Römischen Verträge. Dieses neue Verfahren sieht qualifizierte Mehrheitsentscheidungen im Ministerrat vor, stärkt die Stellung des Europäischen Parlamentes formuliert jedoch zugleich eine Fülle von Ausnahmen, bei denen die Einstimmigkeitsregel bestehen bleiben soll,

· Die Regierungskonferenz setzt nicht den Weg der Schaffung neuer Organisationsformen fort. Vielmehr unternimmt man den Versuch einer Bündelung der bestehenden Organisationsvielfalt unter einem rechtlichen Dach: die EEA führt die Europäische Politische Zusammenarbeit (EPZ) mit der EG zusammen,

· Die EEA legt weitere Kompetenzen der Gemeinschaft in Bereichen fest, die in den Römischen Verträgen nicht oder nur am Rande erwähnt werden, z.B. in den Bereichen der Umweltpolitik, der Forschungs- und Technologiepolitik sowie der Sozialpolitik. 

Im Februar 1986 wird die EEA von allen zwölf Regierungen unterzeichnet. Am 01.07.1987 ist sie in Kraft getreten. 

---------------------------------------

15- Vgl., Werner Weidenfeld Hrsg. Europa, aber wo liegt es? in: Die Europäische Union, Politische System und 

       Politikbereiche, Bonn 2004, S. 30-32. 

16- Ebd. S. 31.

1.5. Die Wirtschafts- und Währungsunion (WWU)
Im Rahmen der Grundsätze des EWG-Vertrages sind die Aufgaben und Tätigkeiten der Gemeinschaft auf das Ziel der Wirtschafts- und Währungsunion auszudehnen. Zu den Merkmalen der Wirtschaftsunion gehören danach ein einheitlicher Markt, in dem die Personen-, Waren-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehr frei ist und gleiche Wettbewerbsregeln gelten sowie ein hoher Grad der Übereinstimmung zwischen den nationalen und Wirtschafts- und Finanzpolitiken in der Ausrichtung auf Stabilität17

Der Europäische Rat beauftragte in Hannover im Juli 1988 einen hochrangigen Ausschuss unter Vorsitz von Kommissionspräsident Delors damit, die konkreten Etappen zur Verwirklichung dieser Union zu prüfen und vorzuschlagen. Im Juni 1989 beschloss der Europäische Rat in Madrid auf der Grundlage des inzwischen vorliegenden Delors-Berichts, dass die erste Stufe der Verwirklichung der WWU am 1. Juli 1990 beginnt. 
Die Mitgliedsländer der EG haben Ende 1990 zwei Regierungskonferenzen in Rom einberufen, um die vertraglichen Grundlagen für eine Wirtschafts- und Währungsunion und eine Politische Union zu schaffen. Sie haben damit ihren politischen Willen bekundet, die Integration Europas zügig voranzutreiben. Auf seiner Tagung in Rom im Oktober 1990 nahm der Europäische Rat den 1. Januar 1994 für den Übergang zu zweiten Phase in Aussicht. Der Eintritt der Endphase soll spätesten drei Jahre auch dem Beginn der zweiten Phase erfolgen.18 Der Binnenmarkt trat am 31.12.1992 in Kraft. 

Am 1. Januar 1994 beginnt die zweite Stufe mit dem Ziel, möglichst viele EU-Mitglieder für die Endstufe zu qualifizieren und Vorarbeiten zur Errichtung einer Europäischen Zentralbank zu erbringen. Als Kriterien für den Eintritt in die letzte Stufe werden festgelegt: Preisstabilität, Haushaltsdisziplin, Konvergenz der Zinssätze und Teilnahme am Europäischen Währungssystem.19 Ende 1996 zeigte sich, dass eine Mehrheit der Mitgliedstaaten die Voraussetzungen noch nicht erfüllt. Der Beginn der Endstufe verschiebt sich damit automatisch auf den 1. Januar 1999 für alle diejenigen EU-Mitgliedstaaten, die bis zum Mai 1998 den Anforderungen entsprechen. Die gemeinsame europäische Währung wurde am 1. Januar 2002 in elf Mitgliedstaaten eingeführt. 
Da das WWU-Projekt einen erheblichen Verzicht an Souveränität bedeutet, strebte man parallele Fortschritte bei der politischen Integration an. Im Ergebnis folgte am 7. Februar 1992 in Masstricht die Unterzeichnung des Vertrags über die Europäische Union. Der Vertrag trat im November 1993 in Kraft. 

---------------------------------------

17- vgl. Peter-Wilhelm, Schlüter: Die Europäische Wirtschafts- und Währungsunion: Anmerkung zur 

      Regierungskonferenz, in  Die Europäische Union als Prozess, Institut für Europäische Politik, Bonn 1998, S. 376.

18- Vgl. Peter-Wilhelm Schlüter, Die Europäische Wirtschafts- und Währungsunion: Anmerkung zur   

      Regierungskonferenz, in Die Europäische Union als Prozess, Institut für Europäische Politik Bonn 1998, S. 377.

19- Vgl. Werner Weidenfeld Europa- aber wo liegt es? in: Die Europäische Union -Politisches System und 

      Politikbereiche. Bonn 2004, S.35.

1.6. Der Vertrag von Maastricht über die Gründung der Europäischen Union (EU)
Der Vertrag von Maastricht wird von Wolfgang Wessels20 als ”historische Wegmarke“ im Integrationsprozess bezeichnet, die insbesondere auf den Hintergrund des umfassenden Wandels in Europa seit 1989 nachhaltige Bedeutung haben werde. Die innen- wie außenpolitischen Folgen des Binnenmarktes lassen den Entscheidungsbedarf sprunghaft ansteigen. Die Kompetenzausstattung der Gemeinschaft muss angepasst werden: Währungsunion, Umweltkompetenz, Außenpolitik, innere und äußere Sicherheit kommen als neue Aufgabenbereiche hinzu. Auch die Institutionelle Ausgestaltung der Gemeinschaft bedarf der Modernisierung. 21 Die Gemeinschaft stellt sich diesen Anforderungen in zwei Regierungskonferenzen zu Währungsunion und zum institutionellen Ausbau der Gemeinschaft, die in Masstricht am 9. und 10. Dezember 1991 ihren Abschluss finden. Am 7. Februar 1992 wird dort der Vertrag über die Europäische Union beschlossen und unterzeichnet. 
Der Gipfel von Maastricht beschließt die Schaffung einer Unionsbürgerschaft, die verstärkte Zusammenarbeit in der Innen- und Justizpolitik, vor allem aber der Ausbau der Kompetenzen des Europäischen Parlamentes. Nunmehr muss jede neu eingesetzte Kommission vom Parlament bestätigt werden. Ferner werden die Voraussetzungen geschaffen, der europäische Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) eine neue Qualität zu geben. Entscheidende Schritte gelingen der Gemeinschaft jedoch in der Fortentwicklung der Währungspolitik. Mit Maastricht wurde der Bereich der Entwicklungs-zusammenarbeit erstmals als Gemeinschaftsaufgabe definiert und somit zum Bestandteil der gesamten Gemeinschaftspolitik aufgewertet. Der Vertrag sah als wesentliche Neuerung die Einführung einer gemeinsamen Währung bis spätestens zum 1. Januar 1999, eine gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP), die Zusammenarbeit in der Justiz und Innenpolitik, die Übertragung von neuen Kompetenzen an die Gemeinschaft und die Stärkung der demokratischen Legitimität der europäischen Institutionen vor.22
1.6.1. Erste Säule 

Die umgearbeiteten drei Verträge des gemeinschaftlichen (supranationalen) Bereichs wurden zur ersten Säule. Der zentrale EG-Vertrag heißt nun “Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft”, weil die zusätzlichen Aufgabengebiete, die der Gemeinschaft gab, weit über die Wirtschaft hinausreichten: 23
Entwicklung des Wirtschaftslebens und Wachstums: 
· Hohes Beschäftigungsniveau,
· Sozialer Schutz,
· Gleichstellung von Männer und Frauen, 

· Wettbewerbsfähigkeit,
· Umweltschutz,
· Hebung der Lebenshaltung und der Lebensqualität, 
· Wirtschaftlicher und sozialer Zusammenarbeit und Solidarität.

1.6.2. Zweite Säule 

In der zweiten Säule der Unionskonstruktion fasst man die Bestimmungen über die GASP zusammen. Zu den vertraglichen Zielen der Union gehört seitdem eine gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik, wozu auf längere Zeit auch die Festlegung einer gemeinsamen Verteidigungspolitik gehört. Zu der Aufgaben der zweiten Säule gehören u.a.: 24

· Wahrung gemeinsamer Werte, Interessen und Unabhängigkeit,
· Sicherheit und gegenseitige Solidarität, 
· Friedenswahrung,
· Internationale Zusammenarbeit,
· Stärkung der Demokratie,
· Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten. 
---------------------------------------

20- Vgl. Wolfgang W. in EEA-Bewertung, in: Die Europäische Union als Prozess, Institut für Europäische  Politik, 

       Bonn 1998,  S. 426-439.

21- Vgl. Werner Weidenfeld, Europa- aber wo liegt es? in: Die Europäische Union -Politisches System und 

      Politikbereiche- Bonn 2004, S. 34-.35.

22- Vgl. Gerhard, Brunn: Die Europäische Einigung von 1945 bis heute, Bonn 2004, S. 275-276.
23- vgl. Wolfgang Wessels: das Politische System der EU, in: Die Europäische Union- Politischen System und 

      Politikbereiche, Bonn 2004, S. 83-85. 
24- Ebde. S.. 83-85.
1.6.3. Dritte Säule 
Die dritte Säule, die Zusammenarbeit zwischen den Regierungen in der Innen- und Rechtspolitik, ergab sich aus dem erklärten Ziel, in der Union den freien Personenverkehr zu garantieren. Darunter fallen u.a.: 25

· Hohes Maß an Sicherheit,
· Bekämpfung und Verhütung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit,
· Bekämpfung und Verhütung von Kriminalität,
· Bekämpfung und Verhütung von Terrorismus,
· Bekämpfung und Verhütung von Straftaten gegenüber Kindern,
· Bekämpfung und Verhütung von illegaler Drogen- und Waffenhandel,
· Bekämpfung und Verhütung von Bestechung und Betrug. 

Der Unionsvertrag, stellt die drei Säulen nicht beziehungslos nebeneinander. Er sichert den einheitlichen institutionellen Rahmen und gibt dem Rat und der Kommission, den jeweiligen Zuständigkeiten entsprechend, die Verantwortung für die Kohärenz und Kontinuität der Maßnahmen zur Ereichung der Ziele. 26 

---------------------------------------

25- Vgl. Wolfgang Wessels: das Politische System der EU, in Die Europäische Union- Politischen System und 

       Politikbereiche, Bonn 2004, S.. 83-85.
26- Vgl. Gerhard, Brunn: Die Europäische Einigung von 1945 bis heute, Bonn 2004, S. 277-279.

1.7. Vertrag von Amsterdam 
Im Vertrag von Amsterdam, der am 17. Juni 1997 unterzeichnete und am 1. Mai 1999 in Kraft trat, haben Regierungschefs den Gesamtumfang der in den EU-Organen zu behandelnden Politikfelder erneut - wenn auch nicht so gravierend wie beim Maastrichter Vertrag - ausgeweitet, bei dem sie bereits den Themenkatalog um wesentliche Sektoren öffentlicher Politik erweitert hatten. Dazu gehören - in einer nicht vollständigen Aufzählung: Grundrechte, Diskriminierung, Datenschutz, humanitäre Aufgaben und Kampfeinsätze bei der Krisenbewältigung, Pressefreiheit, umfassenden Zugang zur Bildung und ständige Fortbildung, etc.. Allerdings blieb die Reform der Entscheidungsprozeduren weit hinter den Erwartungen und Erfordernissen.

Der Amsterdamer Vertrag stärkte den Präsidenten der Kommission. Er erhielt eine Art Richtlinienkompetenz gegenüber den anderen Kommissaren und durfte künftig nach seiner Ernennung bei der Auswahl seiner Mannschaft mitwirken. Der eigentliche Gewinner des Vertrags war das Europäische Parlament. Sein Recht, als ebenbürtiger Gesetzgeber neben dem Rat zu fungieren, wurde auf fünfundzwanzig Gebiete, etwa drei Viertel, der EU-Gesetzgebung ausgedehnt.

Ein bemerkenswerter Erfolg war die Einfügung des Schengener Abkommens in den Rechtsrahmen der Gemeinschaft. Die Europäische Polizeibehörde ”Europol“ sollte stufenweise mit operativen Befugnissen ausgestattet werden. Im Bereich der GASP sollte ein “Hoher Repräsentant” (Mr. GASP), der Generalsekretär des Rates, der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik Gesicht und Stimme geben. 27 

1.8. Die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP)

Im letzten Jahrzehnt des 20. Jahrhunderts fanden entscheidende Weichenstellungen für den Aufbau und die Ausgestaltung der Außen- und Sicherheits- und Verteidigungspolitik der EU statt. Vor dem Hintergrund einer zunehmenden Polarisierung zwischen Ost und West gab es bereits in den frühen 1950er Jahren konzeptionelle Ansätze für die sicherheitspolitischen Kooperation westeuropäischer Staaten.

Vor der GASP lagen zwei Jahrzehnte einer von dynamischen Entwicklungsprozessen und krisengekennzeichneten politischen Zusammenarbeit westeuropäischer Staaten. Beim Treffen der EG-Staates- und Regierungschefs im Dezember 1969 in Den Haag erhielt der Integrationsprozess einen wichtigen Anstoß zur politischen Vertiefung. Im Luxemburger Bericht griffen die sechs EG-Staaten im Oktober 1970 diesen Impuls auf und legten den Grundstein für die Europäische Politische Zusammenarbeit (EPZ). Die EPZ erhielt im Jahr 1987 durch die Einheitliche Europäische Akte erstmals eine verbindliche internationale Grundlage.

Das Ende des Kalten Krieges, der Zerfall der Sowjetunion, die beginnenden Transformationsprozesse in Mittel- und Osteuropa, die deutsche Einheit und die Kuwait-Krise verlangten von den EG-Mitgliedstaaten zu Beginn der 1990er Jahre neue außen- und sicherheitspolitische Handlungsstrukturen, die über die Form der bis dahin geübten politischen Zusammenarbeit ihrer Mitgliedstaaten hinausgehen mussten28 Mit dem Titel V des Maastrichter Vertrages wurden die ersten Bestimmungen für die GASP in das Vertragswerk integriert. Die erste GASP-Reform brachte im Amsterdamer Vertragswerk eine teilweise Präzisierung und institutionelle Neuerung. Das Amt des Hohen Vertreters für die GASP wurde geschaffen. Die heute geltende rechtliche Grundlage für die GASP ergibt sich aus den entsprechenden Teilen des am 1. Februar 2003 in Kraft getretenen Vertrages von Nizza, wo die »verstärkte Zusammenarbeit« eine zentrale Bedeutung darstellt. Die verstärkte Zusammenarbeit soll u.a. dazu beitragen, die Ziele der Union zu wahren und um die Unionsinteressen durchzusetzen (Artikel 43 a EU-Vertrag).
---------------------------------------

27- Ebde. S. 299-302.

28- Vgl. Franco Algieri: Die Außen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik der EU, in: Die Europäische Union – 

      Politischen System und Politikbereiche, Bonn 2004, S. 420-421.

2. Organe und Kompetenzen der EU

2.1. Der Europäische Rat 
Wenn man im Zusammenhang mit Europa von einem Rat spricht, so muss man sich vor Augen halten, dass es in Europa drei verschiedene Institutionen gibt, die das Wort "Rat" im Titel führen. Der Europäische Rat sollte nicht verwechselt werden mit dem Europarat oder dem Rat der Europäischen Union. Der Europarat ist eine internationale Organisation, die aus mehr als 40 Mitgliedsstaaten besteht und seit 1949 Leitlinien für ein demokratisches Europa geschaffen hat. Der Rat der Europäischen Union - oder auch Ministerrat - ist ein Organ der Europäischen Union. 

Keine andere Institution hat die westeuropäische Politik seit den 1970er Jahren so nachhaltig geprägt wie der Europäische Rat. Zunächst gegründet durch eine Regierungsvereinbarung der Gipfelkonferenz in Paris 1974, ist der Europäische Rat seit dem Maastrichter Vertrag im Abschnitt zu den »Gemeinsamen Bestimmungen« (Artikel 4 EU-Vertrag) oberhalb der Europäischen Gemeinschaft und damit außerhalb der konstitutionellen »checks and balances« durch das Europäische Parlament und den Europäischen Gerichtshof angesiedelt. 

Nach Artikel 4 EU-Vertrag »gibt der Europäische Rat der Union die für ihre Entwicklung erforderlichen Impulse und legt die allgemeinen politischen Zielvorstellungen für diese Entwicklung fest«. Der Umfang und die Intensität der tatsächlichen Aktivitäten und Funktionen sind - gegenüber dieser offiziellen Aufgabenzuweisung - erheblich breiter und differenzierter. 29
Mit Blick auf die Bedeutung für die EU und für Europa insgesamt ist zunächst die Rolle des Europäischen Rates als konstitutioneller Architekt und Bauherr zu nennen. Mit seinen Entscheidungen zur Erweiterung und Vertiefung der EU hat der Europäische Rat die Union in den vergangenen 30 Jahren in wesentliche Grundzüge gestaltet. 30 
Von der Gipfelkonferenz 1969 in Den Haag, die zur Gründung der europäischen politischen Zusammenarbeit als Vorläufer der gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) führte, bis hin zur Verabschiedung der wesentlichen Elemente der Vertragrevisionen und Ergänzungen von Amsterdam und Nizza haben die Staats- und Regierungschefs immer wieder Probleme Westeuropas als gemeinsame Aufgabe für die EG/EU definiert und die Art und Weise ihrer Behandlung festgelegt. Zu diesen konstitutionellen Festlegungen für das System gehören auch die politischen Entscheidungen der Regierungschefs zu mehreren Beitrittswellen - so zuletzt bei der Gipfelkonferenz von Kopenhagen 2002, welche die Erweiterung der Union um zehn weitere Staaten beschloss.31 

Der Vorsitz im Europäischen Rat wechselt turnusgemäß jedes halbe Jahr. Die Mitgliedsstaaten der EU lösen sich dabei nach einem festgelegten Plan ab. Mit der Präsidentschaft im Europäischen Rat kann das jeweilige Land bestimmte Politikziele verbinden, die es in seiner Amtszeit auf die Agenda setzen möchte. 

---------------------------------------

29- Vgl. Wolfgang Wessels: das Politische System der EU, in Die Europäische Union- Politischen System und 

       Politikbereiche, Bonn 2004, S.. 86-87).

30- http://europa.eu/european_council/index_de.htm

31- Ebde. 

2.2. Das Europäische Parlament 

Das Europäische Parlament (EP) bildet in vielfältiger Hinsicht einen Gegenpol zum Europäischen Rat. Diese Institution ist ebenfalls nicht einfach in bekannte Typologien einzuordnen. Häufig wird das parlamentarische Organ des EU-Systems von »Vollparlamenten« abgegrenzt. Die damit unterstellte Bedeutungsschwäche des Organs steht jedoch häufig Forderung nach einer konstitutionellen Stärkung des EP gegenüber, die mit der Notwendigkeit einer verbesserten demokratischen Legitimation für die verbindlichen EU-Entscheidungen begründet wird.32
Die Ursprünge des Parlaments gehen auf die 50er-Jahre und die Gründungsverträge zurück. Seit 1979 werden die Abgeordneten von den Bürgern, die Sie vertreten, direkt gewählt. In den Parlamentswahlen, die alle fünf Jahre stattfinden, sind alle als Wähler registrierte EU-Bürger stimmberechtigt. 

Die Mitglieder des Europäischen Parlaments sind nicht in nationalen Blöcken, sondern europaweiten politischen Parteien aus den Mitgliedstaaten der EU zusammengefasst werden. Die Anzahl der Sitze im EP für die Periode 2004-2007 beträgt 732. Seit 01.01.2007 gibt es im Europäischen Parlament 758 Europaabgeordnete aus 27 Mitgliedstaaten. Die Arbeitsorte des EP liegen in Frankreich, Belgien und Luxemburg. Die monatlichen Plenartagungen, zu denen alle Abgeordneten zusammenkommen, finden in Straßburg (Frankreich) statt, das somit der Sitz des Parlaments ist. Die parlamentarischen Ausschüsse sowie zusätzliche Plenartagungen werden in Brüssel (Belgien) abgehalten, während die Verwaltungsstellen (das Generalsekretariat) in Luxemburg angesiedelt sind. 33 
2.2.1. Aufgaben: 

Das EP hat drei wesentliche Aufgaben: 34

· Es teilt sich die gesetzgebende Gewalt mit dem Rat. Durch die direkte Wahl des Parlaments wird die demokratische Legitimierung des Europäischen Rechts gewährleistet. 
· Es übt eine demokratische Kontrolle über alle Organe der EU und insbesondere über die Kommission aus. Es bestimmt die Benennung der Kommissionsmitglieder zu oder lehnt sie ab und kann einen Misstrauensantrag gegen die gesamte Kommission einbringen. 
· Es teilt sich die Hausbefugnis mit dem Rat und kann daher Einfluss auf die Ausgaben der EU ausüben. In letzter Instanz nimmt es den Gesamthaushalt an oder lehnt ihn ab.

---------------------------------------

32- Vgl. Europäische Kommission: Wer macht was in der EUROPÄISCHE Union?, Brüssel 2001, S. 7-8). 

33- Vgl. Wolfgang Wessels: das Politische System der EU, in Die Europäische Union- Politischen System und  

      Politikbereiche, Bonn 2004, S.. 88-89).

34- http://www.europarl.europa.eu/news/public/default_de.htm.

2.3. Rat der Europäischen Union 
Der Rat der Europäischen Union – häufig Ministerrat oder nur Rat genannt – ist zusammen mit dem Europäischen Parlament (EP) das gesetzgebende Organ der Gemeinschaft. Im Unterschied zum Parlament aber liegen die wichtigsten Gesetzgebungskompetenzen beim Rat. Der Rat ist das wichtigste Entscheidungsgremium der EU. 

Der Rat weist ebenfalls spezifische Charakteristika auf (Artikel 202- 210 EG-Vertrag; Artikel 34 EU-Vertrag), die keinen einfachen Analogien - etwa zu einem Bundesrat in einem föderalen Gebilde oder zu einem bei internationalen Organisationen üblichen Ministerkomitee zulassen. Geprägt ist dieses Organ durch einen Zwitterstellung: als Organ der EG/EU verfügte es über eine durchgängige Entscheidungsgewalt für die Rechtsakte des EU-Systems insgesamt, die politische Funktion des Rates liegt aber insbesondere darin, die Interessen der Mitgliederstaaten einzubringen und abzugleichen. 35  

Da im Rat die Minister der Mitgliedsstaaten vertreten sind, variiert die Zusammensetzung des Rats je nach den behandelten Themen. So gibt es beispielsweise den Rat für Allgemeine Angelegenheiten und Außenbeziehungen, in dem die Außenminister der Mitgliedsstaaten zusammenkommen, oder den Rat für Wirtschaft und Finanzen (Ecofin), in dem sich die Wirtschafts- und Finanzminister treffen. Der Rat tritt damit in insgesamt neun verschiedenen Varianten auf: 36
· Rat für allgemeine Angelegenheiten und Außenbeziehungen,

·  Rat für Wirtschaft und Finanzen (Ecofin),

· Rat für Justiz und Inneres,

· Rat für Beschäftigung, Sozialpolitik, Gesundheit und Verbraucherschutz,

· Rat für Wettbewerbsfähigkeit,

· Rat für Verkehr, Telekommunikation und Energie,

· Rat für Landwirtschaft und Fischerei,

· Rat für Umwelt,

· Rat für Bildung, Jugend und Kultur.

Innerhalb der EG-Säule wird die weiterhin dominante Stellung des Rates durch mehrere Faktoren modifiziert: Der Rat kann in der EG in der Regel nur auf die Grundlage eines Vorschlages der Kommission tätig werden und teilt bei wesentlichen EG-Zuständigkeiten seine Entscheidungsrechte in zunehmenden Maße mit dem EP. Seit dem Maastrichter Vertrag ist der Rat als Teil des „einheitlichen institutionellen Rahmens“ (Artikel 3 EU-Vertrag) auch für die GASP und PJZU zuständig; in denen er über ausschließliche Entscheidungsbefugnisse verfügt und so den intergouvernmentalen Charakter dieser EU-Säule dokumentiert. 37
Die Willensbildung im Rat ist auf drei Ebenen angesiedelt. Sektor- bzw. themenbezogene Arbeitgruppen nationaler Beamten diskutieren technische Aspekte der von der Kommission erarbeiteten Vorschläge, wobei sie häufig bereits in diesem Stadium wesentliche Elemente des späteren Beschlusses festschreiben. Der Ausschuss der ständigen Vertreter (ASTV) versucht als nächste Ebene, die noch offenen Differenzen zwischen den Mitgliedstaaten zu klären und eine einvernehmliche Beschlusslage herzustellen, die dann als „A-Punkt“ vom Rat nur noch formell bestätigt wird.Der Rat - als dritte Ebene - setzt sich je nach Politikbereich aus den jeweils zuständigen Ressortministern, zusammen. Besonders häufig tagen die Außenminister im „Allgemeinen Rat“; auch die Agrarminister kommen im Durchschnitt einmal monatlich zusammen. Die Entscheidungsregeln des Rates und damit auch die Formen seiner Willensbildung weisen eine beträchtliche Variationsbereite auf. Die jeweiligen Verfahren sind dabei in den jeweiligen Vertragsartikeln geregelt. Eine Beschlussfassung mit einfacher Stimmenmehrheit, d.h. mit einer Stimme pro Mitgliedstaat, ist immer dann vorgesehen, wenn nichts anders vorgesehen ist. Abstimmungen mit einer besonderen Mehrheitsanforderung (qualifizierte Mehrheit) sind in vielen zentralen Politikfeldern möglich. Das Einstimmigkeitserfordernis regelt Bereiche, die für einzelne Mitgliedstaaten als besonders wichtig gelten. Bei Entscheidungen von konstitutioneller Bedeutung - z.B. Beitrittsabkommen und Vertragsänderungen - ist neben der einstimmigen Beschlussfassung im Rat auch eine Ratifizierung durch die Mitgliedstaaten gemäß den jeweiligen verfassungsrechtlichen Vorschriften erforderlich. 38   
---------------------------------------

35- Vgl. Europäische Parlament, Informationsbüro für Österreich: Europa 2004, Wien 2004, S. 46-52.

36- http://www.consilium.europa.eu/showPage.asp?id=242&lang=de&mode=g. 

37- Vgl. Wolfgang Wessels: das Politische System der EU, in Die Europäische Union- Politischen System und 

      Politikbereiche, Bonn 2004, S.. 90-91.

38- Ebd. S. 92. 

Im Hinblick auf das Abstimmungsverhalten im Rat wird häufig der so genannte Luxemburger Kompromiss vom 1966 erwähnt. Nach dieser Forme soll in Fragen, bei denen ein Mitgliedstaat ein »sehr wichtiges« nationales Interesse geltend gemacht, solange nach einem Kompromiss gesucht werden, bis der betreffende Mitgliedsaat dem gemeinsamen Beschluss zustimmen kann. Bei den Verfahren »verstärkten Zusammenarbeit« (Artikel 40 Abs. 2 EU-Vertrag) haben die Amsterdamer Vertragsänderungen ein derartiges nationales Veto - wenn auch in einer modifizierten Form - in den EU-Vertrag eingefügt. 

2.3.1. Der Rat hat sechs zentrale Aufgaben: 39
· Er verabschiedet europäische Rechtsvorschriften. In vielen Bereichen geschieht dies gemeinsam mit dem Europäischen Parlament,
· Er sorgt für die Abstimmung der Grundzüge der Wirtschaftspolitik in den Mitgliedstaaten,
· Er schließt internationale Übereinkünfte zwischen der EU und einem oder mehreren Staaten oder internationalen Organisationen ab,
· Gemeinsam mit dem Europäischen Parlament genehmigt er den Haushaltsplan der EU,
· Aus der Grundlage der vom Europäischen Rat festgelegten allgemeinen Leitlinien entwickelte er die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik der EU (GASP),
· Er koordiniert die Zusammenarbeit der nationalen Gerichte und Polizeikräfte in Strafsachen.  

2.3.2. Der Vorsitz im Rat

Der Vorsitz im Rat wechselt alle sechs Monate. Das bedeutet, dass alle EU-Staaten abwechselnd jeweils sechs Monate lang für die Tagesordnung des Rates verantwortlich sind und den Vorsitz in allen Tagungen führen, wobei sie gesetzgeberische und politische Entscheidungen vorantreiben und Kompromisse unter den Mitgliedstaaten vermitteln. 

Der Vorsitz wird vom Generalsekretariat unterstützt, das für die Vorbreitung und den reibungslosen Ablauf der Arbeiten des Rates auf allen Ebenen sorgt. 

---------------------------------------

39- http://www.consilium.europa.eu/showPage.ASP?lang=de.

2.4. Die Europäische Kommission 

Die Europäische Kommission ist ein zentrales Organ bei der Vorbereitung, Herstellung, Durchführung und Kontrolle von verbindlichen Entscheidungen der Europäischen Gemeinschaft und der Union insgesamt. Ihre Rechte und Pflichten werden in mehreren Abschnitten des Vertragwerkes vorgegeben. Sie ist ein politisch unabhängiges Organ, das die Interessen der gesamten EU vertritt und wahrt. Im EG-Vertrag (Erste Säule) übernimmt die Kommission - neben anderen Aufgaben - vier wesentliche Funktionen: 40 
· Zum Motor der Integration wird die Kommission durch ihr weitgehendes Initiativmonopol. Rat und Europäische Parlament können in der Regel Rechtsakte nur auf Vorschlag der Kommission beschließen,
· Als Exekutive trifft die Kommission im Rahmen ihrer Befugnisse verbindliche Durchführungsbeschlüsse und verhandelt internationale Abkommen,
· Als Hüterin der Verträge überwachte die Kommission die Anwendung und Einhaltung des Vertragsrechtes,
· Sie setzt die EU-Politik um und verwaltet den Haushalt.

Die Mitwirkung der Europäischen Kommission im Bereich der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP bzw. Zweite Säule) und der polizeilichen und justizillen Zusammenarbeit in Strafsachen (PJZS bzw. Dritte Säule) sind geringer als in der EG-Säule.

Im Bereiche der GASP kann die Kommission den Rat mit Fragen befassen und Vorschläge an ihn richten. Ansonsten ist sie an den Arbeiten der Außenminister und Diplomaten „in vollem Umfang beteiligt“ (Artikel 27 EU-Vertrag). Die Vertragsrevision von Amsterdam hat die Rechte der Kommission auch im Raum für Freiheit, Sicherheit und Recht durch die Vergemeinschaftung einzelner Bereiche wesentlich gestärkt. Durch den Vertrag von Nizza wurden die Rechte der Kommission auf weiterem Gebieten geringfügig verstärkt - so etwa bei den Verfahren der verstärkten Zusammenarbeit.41 

Die Willensbildung innerhalb der Kommission spielt sich generell auf drei Ebenen ab. Der internen Willensbildung der Kommission liegt in der Regel ein Entwurf der zuständigen Generaldirektion zugrunde, den sie mit den anderen, ebenfalls interessierten Generaldirektionen und dem Juristischen Dienst koordiniert. Eine weitere Arbeitsebene bilden die den Kommissaren direkt unterstellten Kabinette, die aus einer begrenzten Gruppe politischer Vertrauter bestehen. Die Kabinettchefs lege in ihren wöchentlichen Treffen unter Vorsitz des für interne Koordination zuständigen Generalsekretärs der Kommission fest, über welche Vorlagen Einigkeit besteht (so genannte „A-Punkte“), und welche der weiteren Diskussionen und Entscheidung durch das Kommission Kollegium bedürfen (so genannte „B-Punkte“). 

Der Verwaltungsapparat der Kommission mit Hauptsitz in Brüssel besteht aus vielen verschiedenen Generaldirektionen und Diensten (Generalsekretariat, Juristischer Dienst, Amt für Veröffentlichung der EG, Statistisches Amt u.a.). Die Generaldirektionen sind - vergleichbar mit nationalen Ressorts - funktional-hierarchisch strukturiert. 42 
Das politische Entscheidungsgremium ist das „Kollegium“, das - gemäß den Bestimmungen des Vertrages von Nizza - ab 2004 aus einem Kommissar pro Mitgliedstaat einschließlich des Kommissionspräsidenten besteht. Präsident und Kollegium werden nach einer mehrstufigen Verfahren von den Mitgliedstaaten nach Zustimmung des Europäischen Parlamentes für eine Amtzeit von fünf Jahren ernannt (Artikel 214 EG-Vertrag).

Nach dem Vertrag von Nizza führt der Rat auf Ebene der Staats- und Regierungschefs und der Minister diese Wahlentscheidung mit qualifizierter Mehrheit durch. Nur das EP kann die Kommission als Kollegialorgan durch ein Misstrauensvotum mit der Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen, die mindestens die Mehrheit der Mitglieder umfassen muss, entlassen (Artikel 201 EG-Vertrag).  Das Kollegium der Kommission tagt unter dem Vorsitz des Kommissionspräsidenten und trifft Entscheidungen mit der Mehrheit der Mitglieder, in der Praxis jedoch meisten, nach dem einen Konsens hergestellt wurde. Der Präsident verfügt über einige besondere Rechte und Aufgaben. Seine Stellung ist besonders im Außenverhältnis herausgehoben; so ist er Mitglied des Europäischen Rates.
---------------------------------------

40- vgl. Wolfgang Wessels: das Politische System der EU, in Die Europäische Union- Politischen System und Politikbereiche, Bonn 2004, S. 94-95.

41- Vgl. Vertretung der Europäischen Kommission in Österreich: Die UNION 2/03- GASP uns ESVP: Fortschritt und Mängel, Wien 2003, S. 79-84.

42- http://ec.europa.eu/index_de.htm. 
2.5. Der Europäische Gerichtshof  (EuGH) 
Der Gerichthof der Europäischen Gemeinschaft wurde 1952 durch die Pariser Verträge (über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl) eingerichtet. Er spielt eine prägende Rolle für die EG, da er die verbindlichen Entscheidungen nach Rechtsstaatlichen Prinzipien überprüft. Die Kompetenzen des Gerichtshofes wurden nach Artikel 46 EU-Vertrag ausdrücklich nur auf eindeutig ausgewiesene Bereiche der EG beschränkt, sie treffen nicht die Politikbereiche der GASP und nur in begrenztem Maße die PJZS. Im Vertrag von Nizza wurde das Gerichtssystem um den EuGH - nach Vorgaben durch Expertengremien - reformiert. 43

Der EuGH besteht - nach der Erweiterung - aus 25 Richtern, die von den Regierungen der Mitgliedstaaten im gegenseitigen Einvernehmen auf jeweils sechs Jahre ernannt werden; aus ihrer Mitte wählen die Richter den Präsidenten des EuGH. Daneben unterstützen acht Generalanwälte die Arbeit des Gerichtshofes. Die Bestellung und Amtsdauer des Gerichtes erster Instanz entsprechen denen des EuGH.44 

---------------------------------------

43- Vgl. Wolfgang Wessels: das Politische System der EU, in Die Europäische Union- Politischen System und Politikbereiche, Bonn 2004, S. 97).

44- http://europa.eu/institutions/inst/justice/index_de.htm.

2.6. Europäischer Rechnungshof 

Der Europäischen Rechnungshof (EuRH) existiert seit dem Oktober 1977, aber seinen heutigen Status hat er erst seit dem 1. November 1993. Er besteht aus einem Mitglied je EU-Staat. Die Mitglieder werden vom Rat auf sechs Jahre ernannt. Jeder Prüfer hat einen bestimmten Sachbereich. Alle drei Jahre wird aus dem Kollegium ein Mitglied zum Präsidenten gewählt. 45
Der EuRH hat laut Artikel 188c des EU-Vertrages folgende Aufgaben: ,,Der Rechnungshof prüft die Rechtmäßigkeit und Ordnungsmäßigkeit der Einnahmen und Ausgaben, überzeugt sich von der Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung und berichtet über alle Fälle von Unregelmäßigkeiten“. 

Einer seiner Hauptaufgaben besteht darin, die Haushaltsbehörde (das Europäische Parlament und den Rat) durch Vorlage eines jährlichen Berichts über das abgeschlossene Haushaltsjahr zu unterstützen. Er nimmt auch Stellung bevor finanzielle Regelungen der EU angenommen werden.46

2.7. Weitere Institutionen

Neben den fünf Organen gibt es auch noch andere Institutionen in der EU. Es gibt fünf beratende Gremien von denen die zwei wichtigsten der Wirtschafts- und Sozial – Ausschuss (WSA) und der Ausschuss der Regionen (AdR) sind. Sie haben aber nur beratende Aufgaben. 47 

Weiterhin gibt es verschiedene autonome Institutionen, wie zum Beispiel die Europäische Investitionsbank (EIB), die Europäischen Investitionsfonds (EIF), das Europäische Währungsinstitut (EWI), die Europäische Zentralbank (EZB), das Europäische Polizeiamt (EUROPOL) oder dezentralisierte Gemeinschaftseinrichtungen. 
---------------------------------------

45- http://europa.eu/institutions/inst/auditors/index_de.htm
46- Ebd.

47- http://europa.eu/institutions/index_de.htm.
3. Die Entwicklungspolitik der EU
3.1. Rechtliche Grundlagen 

Die Europäische Union verfügt über vielfältige Außenbeziehungen mit allen Staaten und Regionen der Welt. Die Kooperation mit den AKP-Staaten nimmt dabei seit dem ersten Lomé –Abkommen im Jahre 1975 eine Sonderstellung ein. Sie umfasst sowohl die politische, finanzielle und technische Zusammenarbeit, als auch den Handels- und Wirtschaftsbereich. Immer noch stellt die Zusammenarbeit zwischen EU und AKP-Staaten das größte Entwicklungsprogramm in der ganzen Welt dar.Seit der Unterzeichnung des EWG-Vertrages 1957 wurden die Zielvorstellungen der EG-Entwicklungspolitik mehrmals neu festgelegt.In der Anfangphase (1957-1973) stand die Assoziierung der allmählichen unabhängig werden Kolonien der Gründungsstaaten in (West-)Afrika einseitig im Vordergrund. Diese Assoziierung beruhte auf Handel und Entwicklung. Eine Neuorientierung der EG-Entwicklungspolitik erfolgte zu Beginn der siebziger Jahre im Zusammenhang mit dem EG-Beitritt Großbritanniens, dies hatte die Konzeption neuer weltweiter Entwicklungsinstrumente zur Folge. Die nächste Neuorientierung erfolgte zu Beginn der achtziger Jahre. Dabei wurden die entwicklungspolitische Konzeption auf Drängen des 1979 erstmals direkt gewählten Europäischen Parlaments von der Kommission im «Pisani-Memorandum» vom Oktober 1982 neu festgelegt und seither mehrfach überarbeitet.48 

Der Vertrag von Masstricht (1992) stellt eine umfassende Neuordnung der Römischen Verträge dar. Er sieht die Umwandlung der EG zur Europäischen Union vor und bietet gleichzeitig die Grundlagen der angestrebten Integrationsschritte wie etwa die Vollendung der Wirtschafts- und Währungsunion oder eine gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP). Der Vertrag wurde mit 1. November 1993 wirksam. Im Bezug auf Entwicklungspolitik stellt er ein Novum dar, als in ihm die EG erstmals ein rechtlich verankertes Mandat für ihre Politik in diesem Bereich erhielt und dadurch neue Gestaltungsmöglichkeiten eröffnet wurden. Mit Maastrichter-Vertrag wurde der Bereich der Entwicklungszusammenarbeit erstmals als Gemeinschaftsaufgabe definiert und somit zum Bestandteil der gesamten Gemeinschaftspolitik aufgewertet. Er stellt zweifellos einen wichtigen Schritt hinsichtlich eines effizienteren Vorgehens der EU auf dem Gebiet der Entwicklungszusammenarbeit dar. Der Bereich der Entwicklungspolitik wird in einem eigenen Kapitel (Kapitel XVII-Entwicklungszusammenarbeit) behandelt. In Art. 130u bis 130y des Vertrages sind die neuen Richtlinien zur Entwicklungspolitik festgelegt. 

3.2. Ziele

Ziele der Entwicklungszusammenarbeit der EU sind gem. Art. 177 I EGV:

· Konsolidierung der Demokratie,
· Nachhaltige wirtschaftliche und soziale Entwicklung,
· Harmonische und schrittweise Eingliederung der Entwicklungsländer in die

        Weltwirtschaft,
· Armutsbekämpfung,
· Wahrung der Menschenrechte und Grundfreiheiten. 
Seit 1. Mai 1999 gilt die Fassung des Vertrages von Amsterdam, die jedoch im Bereiche der Entwicklungspolitik lediglich eine Änderung der Nummerierung brachte (nunmehr Titel XX). Die Entwicklungszusammenarbeit der EU findet heute in Art. 177 ff EGV. Die Gemeinschaft verfolgt ferner gem. Art. 177 II EGV das allgemeine Ziel „einer Fortentwicklung und Festigung der Demokratie und des Rechtstaats sowie das Ziel der Wahrung der Menschenrechte und Grundfreiheiten …“. 

Um eine Steigerung der Effizienz bei der Umsetzung dieser Ziele zu erreichen, bzw. kohärent aller außenpolitischen Maßnahmen zu erreichen, wird im Vertrag von Amsterdam (Art. 178 EGV) die Notwendigkeit zur verstärkten Koordinierung der EU-Entwicklungspolitik jedoch immer nur eine Ergänzung der jeweiligen Politiken der Mitglieder darstellen und diese keinesfalls ersetzen. Die geforderte Koordinierung soll auf den Ebenen Koordinierung der Politikbereiche, Koordinierung auf operationelle Ebene sowie Koordinierung in internationalen Gremien erfolgen. 
---------------------------------------

48- Vgl. Otto Schuck, in Materialien zur Europapolitik Band 11, die Entwicklungspolitik der EG: vom Paternalismus zur 

       Partnerschaft, Bonn 1992, S.7-22.
Der Vertrag erhält die Festlegung der Entwicklungspolitischen Zielsetzungen der Union und erhebt darüber hinaus die Forderung, dass die Mitgliedstaaten ihre Politik im Bereiche der Entwicklungszusammenarbeit gem. Art. 180 EGV koordinieren und ihre Hilfsprogramme abstimmen. Somit finden sich drei Grundprinzipien in der europäischen Entwicklungszusammenarbeit: Komplementarität (die Gemeinschaft ergänzt die Politiken der Mitgliedstaaten), Koordination (die Entwicklungspolitiken der Mitgliedstatten sollen koordiniert werden), das Prinzip der Kohärenz (Ziele der Entwicklungspolitik sollen auch in anderen Politiken Berücksichtigung finden). 49  

Die Europäische Kommission hat am 20. November 2000 gemeinsam mit dem Ministerrat eine Erklärung über die europäische Entwicklungspolitik herausgegeben, in der die Grundsätze und Ziele der Gemeinschaftspolitik dargelegt werden und Methoden für eine effektivere Kooperation aufgezeigt werden. Die Erklärung zieht die Armutsbekämpfung als zentrales Ziel der EU-Entwicklungspolitik. Ferner konzentriert sich die EU dabei auf folgende sechs Bereiche: 50   

· Verbindung zwischen Handel und Entwicklung,
· Regionale Integration und Kooperation,
· Unterstützung von makro-ökonomischen Politiken und Förderung eines gleichberechtigten   

      Zugangs zu sozialen Diensten, 
· Transport,
· Nachhaltige ländliche Entwicklung und Ernährungssicherheit,
· Ausbau der institutionellen Kapazität (Capacity Building).

Die Kommission hat in derselben Erklärung vom 20.11.2000 bezug auf horizontale Anliegen genommen, die in alle Bereiche der Entwicklungszusammenarbeit einbezogen werden müssen: .51 
· Menschenrechte,
· Gleichstellung der Geschlechter, 
· Rechte des Kindes,
· Umweltschutz. 
Im Juli 2005 regte die Kommission eine gemeinsame Erklärung einen „europäischen Konsens“ von Rat, Parlament und Kommission an, der eine „grundsätzliche Neuausrichtung“ der EU-Entwicklungspolitik darstellen soll. Laut Michal-Misak Silvia.52
Im Juli 2005 regte die Kommission eine gemeinsame Erklärung einen „europäischen Konsens“ von Rat, Parlament und Kommission an, der eine „grundsätzliche Neuausrichtung“ der EU-Entwicklungspolitik darstellen soll, Laut Michal-Misak Silvia:52
„Sollen demzufolge die Millennium Development Goals MDG, die geänderte Sicherheitslage seit dem Terroranschlag vom 11. September 2001 sowie die zunehmenden Auswirkungen der Globalisierung berücksichtigt werden“.

Das übergeordnete Ziel dieser Erklärung ist die Armut einzudämmen und schließlich zu beseitigen. Weitere Ziele sind u.a. Gleichheit der Partnerschaft, die Förderung von guter Regierungsführung, Menschenrechte und Demokratie.

Die Kommission hat am 22.Juni 2006 in einer Erklärung an den Rat und das Europäische Parlament die Ziele für die Entwicklungspolitik und die humanitäre Hilfe festgelegt. Dabei handelt es sich um folgende Handlungsschwerpunkte: .53
· Der Stabilisierungs- und Assoziierungsprozess in den Balkanländern,
· Die weitere Umsetzung der Europäischen Nachbarschaftspolitik, die vor allem über 
      Aktionspläne erfolgen sollte, 
· Die Schaffung der vier „gemeinsamen Räume" mit Russland,
· Der Beitrag zum Wiederaufbau im Irak, 
---------------------------------------
49- Vgl. Andrea Tchitchi, die Entwicklungszusammenarbeit zwischen EU und den AKP-Staaten im Wandel, München 2005, S.  21-24.

50- http://europa.eu/scadplus/leg/de/lvb/r12001.htm
51- http://europa.eu/scadplus/leg/de/lvb/r12001.htm
52- Vgl. Michal-Misak Silvia: Die Europäische Union als Akteurin der Entwicklungszusammenarbeit, in Entwicklungszu-  

      sammenarbeit, 1. Auflage, Wien 2006, S. 235-236.
53- http://europa.eu/scadplus/leg/de/lvb/r12001.htm
· Die Überprüfung und Ausweitung des EU-Beitrags zu den Millenniums-
    Entwicklungszielen, 
· Die Einsatzfähigkeit der Friedensfazilität für Afrika,
· Die Einführung einer EU-Wasserfazilität. 

Um die Entwicklungszusammenarbeit effizienter zu gestalten und die Bedürfnisse der Partnerländer zu erfüllen, hat sich die EU vorgenommen v.a., in den folgenden Bereichen tätig zu werden: .54  

· Handel und regionale Integration,
· Umwelt und nachhaltige Bewirtschaftung der natürlichen Ressourcen,
· Infrastruktur,
· Kommunikation und Verkehr,
· Wasser und Energie,
· Ländliche Entwicklung, Raumplanung,
· Landwirtschaft und Ernährungssicherheit, 
· Staatsführung,
· Demokratie,
· Menschenrechte und Unterstützung wirtschaftlicher und institutionellen Reformen, 
· Konfliktverhütung und Prävention der Fragilisierung von Staaten,
· Menschliche Entwicklung, 
· Soziale Zusammenhalt und Beschäftigung. 
Die EU wird bei bestimmten Themen verstärkt den Weg des ,,Mainstreaming“ beschreiten, wie etwa bei:55

· Staatsführung, 
· Menschenrechte,
·  Die Rechte von Kindern und indigenen Völkern, 
· Die Gleichstellung von Mann und Frau, 
· Ökologische Nachhaltigkeit,
· Kampf gegen Aids  

3.3. EU-Aktionsplan 

Der Aktionsplan der EU, der in einer Mitteilung der Kommission (EU-Entwicklungszusammenarbeit: mehr, besser und schneller helfen - KOM 2006, endg.)56, dargelegt ist, sieht neuen Maßnahmen gebunden an einen Zeitplan vor. Diese Maßnahmen sollen gemeinsam von der Kommission und den Mitgliedstaaten durchgeführt werde. 
3.3.1. Der Aktionsplan gliedert sich in drei Teilen:  
3.3.1.1. Teil I:

Die EU-Verpflichtungen zur besseren Effizienz der Hilfe werden in folgenden drei Schwerpunkte unterteilt:57 
· Transparente Kartographisierung und Überwachung,

· Umsetzung unserer gemeinsamen Zusagen im Rahmen der Pariser Erklärung zur 

          Harmonisierung und Angleichung,

---------------------------------------
54- Ebd.
55- http://europa.eu/scadplus/leg/de/lvb/r12544.htm. 
56- EU-Entwicklungszusammenarbeit: Mehr, besser und schneller helfen- KOM 2006, endg.

57- http://europa.eu/scadplus/leg/de/lvb/r12553.htm

· Die Umsetzung des Schwerpunkts „Wirksamkeit der Entwicklungshilfe" des neuen 
          strategischen Rahmens der EU, wie er in der Erklärung zur neuen Entwicklungspolitik 
          (Europäischer Konsens ) und der Strategie der EU für Afrika festgelegt wurde.

3.3.1.2. Teil II:

Die vier Ziele, die ab 2006 realisiert werden sind:58
· Der Geberatlas, 
· Die Überwachung des Prozesses zwischen der EU und dem OECD-Ausschuss für 
      Entwicklungshilfe (DAC), 
· Der Fahrplan,
· Der gemeinsamen Rahmen für die mehrjährige Programmierung. 

Der Fahrplan ist zu verbessern und die Zuständigkeiten sollten festgelegt werden, um bis 2010 alle Ziele erreichen zu können.

3.3.1.3. Teil III: 

Bei den übrigen fünf Zielen handelt es sich um: 59  

· Die operative Komplementarität, 
· Die Entwicklung gemeinsamer Tätigkeiten mit einer Kofinanzierungsrolle der EG, 
· Die Stärkung der EU-Vision, 
· Die gemeinsamen lokalen Instrumente,
· Die Kompendia der Gemeinschaftsregeln zur Entwicklungshilfe.

Im Rahmen des Aktionsplans werden u.a. folgende Maßnahmen ergriffen, um die Vision der EU zu stärken: 60 
· Der Aufbau eines Netzes, für die Vereinigung von Forschungszentren, die im 
       Entwicklungsbereich tätig sind,
· Einführung der Europäischen Entwicklungstage,
· Europäischer Fortbildungsplan soll erstellt werden.
3.4. Die "Drei K" 61

in ihrer Bemühungen die Entwicklungspolitik effizienter und besser zu gestalten, hat die EU drei Grundkonzepte entwickelt, die als wichtigste Elemente der Entwicklungszusammenarbeit der EU betrachtet werden: Koordination, Komplementarität und Kohärenz. Die "Drei K", wie sie auch genannt werden, sind in die Maßnahmen der Union eingebunden. Ihr Gesamtziel besteht darin, die Wirksamkeit der Außenhilfe zu verbessern.

3.4.1. Internationale Koordination

Die Entwicklungszusammenarbeit der EU ist Teil einer zunehmend kohärenten internationalen Strategie. Die Koordination dient der flexiblen Abstimmung der verschiedenen Partner –EU-Mitgliedstaaten und Kommission – aufeinander, um gemeinsame Optimierung von vorhandenen finanziellen Ressourcen und entwicklungspolitischen Instrumenten beizutragen. EU-Politiken stimmen in Bereich der Entwicklungszusammenarbeit demnach mit einem globalen Ansatz überein.62
---------------------------------------
58- Ebd.
59- http://europa.eu/scadplus/leg/de/lvb/r12553.htm
60- Ebd. 
61- Ebd. 

62- http://ec.europa.eu/europeaid/promotion/know/article_3951_de.htm
63- Ebd. 

3.4.2. Komplementarität

Komplementarität setzt Koordination voraus. In ihrem Rahmen werden Länderprogrammplanung entwickelt: .64
,,Sie impliziert die Notwendigkeit, die Hilfe auf die Aktivitäten zu konzentrieren, die im Vergleich mit anderen den meisten Mehrwert erzielen. Dies wiederum macht die Notwendigkeit einer effektiven Kommunikation und eines Informationsaustauschs zwischen den verschiedenen aktiven Entwicklungspartnern in diesem Bereich deutlich. Den richtigen Politik-Mix zu finden, ist die Herausforderung für die EU.“ 
3.4.3. Ein kohärenter Ansatz

Rechtlich gesehen ist die EU verpflichtet, eine Kohärenz zwischen den Zielsetzungen der Entwicklungspolitik der Gemeinschaft auf der einen Seite und ihren Politiken und Zielen in anderen Bereichen zu gewährleisten:65
,,Es geht darum zu vermeiden, dass Politik in anderen Bereichen – wie Handel, Sicherheit oder Landwirtschaft zum Beispiel – Effekte hervorruft, die mit der Entwicklungspolitik nicht vereinbar sind. Die Arbeit der verschiedenen Generaldirektionen der Kommission ist koordiniert und soll sicherstellen, dass Komplementarität gegeben ist und die Politiken mit dem Gesamtziel der nachhaltigen Entwicklung auf globaler Ebene übereinstimmen.“
4. Instrumente der EU-Entwicklungszusammenarbeit66
4.1. Finanzielle Zusammenarbeit 

Die finanzielle Zusammenarbeit (FZ) war das erste und zunächst einzige entwicklungspolitische Instrument der EU, so dass die gesamten Mittel des ersten EEF hierfür eingesetzt wurden. Die FZ beinhalten den größten Teil der Finanz bzw. Kapitalhilfe. 

4.2. Technische Hilfe

Technische Hilfe (TH) wird geleistet, indem Experten entsendet werden. Die Experten müssen nicht aus den Geberländern kommen, sie können auch in den Empfängerländern rekrutiert werden. TH dagegen kann auch in Form von Sachmitteln geleistet werden. 

4.3. Flüchtlingshilfe und Soforthilfe

Unter Flüchtlingshilfe (FH) wird im allgemeinen mittelfristige Hilfe für Flüchtlinge, Rückkehrer und Vertriebene verstanden. Sie wird zum Teil als Nahrungsmittelhilfe (NH) und zum Teil als Barzuwendung gewährt. Soforthilfe (SH) wird eingesetzt, um Naturkatastrophen und deren Folgen wie z.B. Hungersnöte, Überschwemmungen und Erdbeben zu überwinden. Die Hilfe beinhaltet teilweise Barzuwendungen und teilweise Sachleistungen, die insbesondere Arzneimittel, Nahrungsmittel, Brennmaterial und Personal umfassen.

4.4. Nahrungsmittelhilfe

Nahrungsmittelhilfe wird grundsätzlich in drei verschiedenen <formen gewährt. Erstens als so genannte «Nahrungsmittel-Soforthilfe». Zweitens als so genannte «bulk supplies», d.h. eine dauerhafte kontinuierliche Versorgung mit Lebensmitteln, die nicht an besondere Notsituationen gebunden ist. Schließlich gibt es drittens »Food for work«, die eine besondere Form der Projekthilfe darstellen. 

4.5. FLEX

Die Instrumente Stabex und Sysmin wurden durch das neue Instrument FLEX (flexibility) ersetzt. Stabex und Sysmin waren zwei spezielle Hilfsformen der EU, die Schutz vor Preisschwankungen auf bestimmten Gütermärkten bieten sollen. Während sich Stabex auf den Landwirtschaftlichen Bereich bezieht, wird Sysmin im Bergbausektor angewendet. Die EU gewährt durch FLEX Haushaltsunterstützungen an jene AKP-Staaten, die mehr als 2 Prozent ihrer Ausfuhrerlöse einbußen. 
---------------------------------------
64- http://ec.europa.eu/europeaid/promotion/know/article_3951_de.htm
65- Ebd. 
66- Vgl. Viola Kaltefleiter, die Entwicklungshilfe der Europäischen Union, Heidelberg 1995, S. 95-105)
4.6. Strukturanpassungsmaßnahmen 

Strukturanpassungsmaßnahmen sind Hilfeleistungen, die zur Durchführung spezieller wirtschaftlicher und politischer Reformen vergeben werden. 

4.7. Stabilitätsinstrument 
Mit der Verordnung (EG) Nr. 1717/2006 des EP und des Rates vom 15.November 2006 wurde das Stabilitätsinstrument eingeführt. Für die Durchführung dieser Verordnung sollen insgesamt 2,06 Milliarden Euro über den Zeitraum 2007-2013 in den Gemeinschaftshaushalt eingestellt werden. Die Verordnung beinhaltet Maßnahmen im Bereich der Entwicklungskooperation und zur finanziellen, wirtschaftlichen und technischen Zusammenarbeit mit Drittländern in Form von: 67

· Hilfe, die eine Reaktion auf Notsituationen, Krisen, auf Situationen, die eine Bedrohung der Demokratie, von Rechts und Ordnung, des Schutzes der Menschenrechte und Grundfreiheiten oder der Sicherheit und des Schutzes von Einzelpersonen darstellen;
· Technische und finanzielle Hilfe, mit der auf Krisensituationen oder sich abzeichnende Krisen reagiert werden soll, umfasst u.a. Förderung demokratischer und pluralistischer Grundprinzipien, einer unabhängigen Justiz, good Governance;
· Aufbau von Kapazitäten vor und nach Krisen;
· Die Reaktion auf Bedrohungen von Recht und Ordnung;
· Die Förderung westlicher Infrastrukturen und öffentlicher Gesundheit;
· Die Förderung kann auch in Form von Projekten, Programmen, sektorbezogenen oder allgemeinen Budgethilfe erfolgen. 

4.8. Das Amt für Zusammenarbeit - Europe Aid
Das Amt für Zusammenarbeit Europe Aid wurde im Zuge der Reform der Verwaltung der Außenhilfe am 1. Januar 2001 auf Beschluss der Kommission geschaffen und ist innerhalb der Europäischen Kommission für die Umsetzung der Außenhilfe verantwortlich, die aus dem Haushalt der Europäischen Gemeinschaft sowie dem Europäischen Entwicklungsfonds finanziert wird.

Die Heranführungsinstrumente (Phare, Ispa, Sapard), die humanitären Aktionen, die Makrofinanzhilfe, die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) und die Sonderfazilität für Soforteinsätze sind hiervon ausgenommen. In einem größeren Zusammenhang verwaltet Europe Aid Finanzmittel als Teil der Außenhilfe der Kommission. Die Außenhilfe ist von zentraler Bedeutung für die weltpolitische Rolle der EU. Mit der Bündelung ihrer Mittel im Gemeinschaftshaushalt für dieses gemeinsame Anliegen beweisen die EU-Mitgliedstaaten ihr Engagement für eine Union, die auf gemeinsamen Werten im Bereich der Außenhilfe beruht. Die Kommission bemüht sich ihrerseits darum, die Wirksamkeit dieser Hilfe zu verstärken, indem sie für eine größere Kohärenz zwischen der Außenhilfe und den sonstigen Strategien der EU sorgt. Das Amt wird ferner zu den Maßnahmen hinzugezogen, die der Verbesserung der Programmierungssysteme und ihres Inhalts sowie der Aufstellung der Programme für die Bewertung der Politiken und der Festlegung der dazugehörigen Rückkopplungsverfahren dienen.68 

---------------------------------------

67- http://europa.eu/scadplus/leg/de/lvb/l14171.htm.
68- http://ec.europa.eu/europeaid/general/mission_de.htm
4.8.1. Aufgaben:

4.8.1.1. Verbesserung von Dienstleistungen: 69
· Gewährleisten, dass die EU-Hilfen effizient investiert werden, unter Verwirklichung eines hohen Qualitätsstandards und einer schnellen Projektentwicklung und -durchführung. Europe Aid ist dafür verantwortlich, Mechanismen einzurichten, die eine zuverlässige Finanzverwaltung fördern, sowie einheitliche und transparente Vertragsvergabeverfahren, wobei gleichzeitig die externen Verfahren zur Verwaltung der Hilfen weiter vereinfacht und rationalisiert werden,

· Offen und konstruktiv mit den Mitgliedstaaten und insbesondere mit ihren Einrichtungen für Entwicklungshilfe zusammenzuarbeiten,

· Eine enge Zusammenarbeit mit EU-Einrichtungen und Organen zu verwirklichen, die die Kommission unterstützen können, sowie mit anderen bilateralen und multilateralen Mittelvergabestellen. Europe Aid arbeitet außerdem mit einer großen Anzahl von Partnern zusammen – Unternehmen, Zivilgesellschaft und Verwaltungen – die im Auftrag der Europäischen Kommission und der Empfängerländer Hilfsmaßnahmen durchführen.
4.8.2. Ziele

4.8.2.1. Europe Aid verfolgt die nachstehenden Ziele: 70
· Europe Aid stellt sicher, dass die Hilfe der Gemeinschaft wirksam umgesetzt wird, und garantiert hohe Qualitätsstandards und Schnelligkeit bei der Ausarbeitung und der Durchführung der Projekte. Aufgabe des Amtes ist es, Mechanismen zu schaffen, die ein gesundes Finanzgebaren sowie Kohärenz und Transparenz bei der Auftragsvergabe und Zuschussgewährung sicherstellen. Gleichzeitig arbeitet Europe Aid auch weiterhin an der Vereinfachung und Rationalisierung der Verfahren für die Verwaltung der Außenhilfe,

· Europe Aid überträgt den Delegationen der Kommission sämtliche Aufgaben, die sich besser vor Ort erledigen lassen, und wirkt auf eine Dezentralisierung zugunsten der Empfängerstaaten hin. Das Amt schafft die für die Umsetzung dieser Ziele erforderlichen Verwaltungs-, Überwachungs-, Unterstützungs- und Kontrollmechanismen,

· Europe Aid fördert eine auf individueller und kollektiver Verantwortung beruhende Verwaltungsphilosophie. Diese kommt darin zum Ausdruck, dass dem Personal von Europe Aid genau festgelegte Zuständigkeiten übertragen werden und ihm durch entsprechende Einführungskurse und später durch eine angemessene Fortbildung eine hohe fachliche Kompetenz vermittelt wird. 
· Europe Aid verfolgt eine offene und konstruktive Zusammenarbeit mit den übrigen im Bereich der Außenbeziehungen tätigen Dienststellen der Kommission in Brüssel und in den Delegationen sowie mit den Mitgliedstaaten und hier insbesondere mit den für Zusammenarbeit zuständigen Stellen,

· Europe Aid arbeitet verstärkt mit den Ämtern und Organen der Gemeinschaft, die die Kommission bei ihren Aktivitäten unterstützen können, sowie mit den übrigen bilateralen und multilateralen Gebern zusammen. Europe Aid steht im aktiven Dialog mit zahlreichen Partnern (Wirtschaftsunternehmen, Akteuren der Zivilgesellschaft und Verwaltungen), die die Kooperationsmaßnahmen für die Europäische Kommission und die Empfängerstaaten durchführen. 
---------------------------------------

69- http://ec.europa.eu/europeaid/promotion/know/article_3954_de.htm
70- 75- http://ec.europa.eu/europeaid/general/mission_de.htm
4.8.3. Direktionen
Das Amt für Entwicklungszusammenarbeit besteht aus sieben Direktionen. Vier dieser Direktionen (A, B, C, D) sind für die Durchführung der Maßnahmen zuständig und die übrigen zwei übernehmen administrativen Aufgaben: 71 
4.8.3.1. Direktion A: Umfasst sechs Referate und ist u.a. zuständig für Programme innerhalb der EU, Mittelmeerraum, Nahost und Nachbarschaftspolitik. 

4.8.3.2. Direktion B: Umfasst drei Referate und ist u.a. zuständig für Programme in Lateinamerika.

4.8.3.3. Direktion C: Umfasst sieben Referate und ist u.a. zuständig für Programme in Afrika, im karibischen Raum und in pazifischen Ozean (darunter Südafrika und Kuba). 

4.8.3.4. Direktion D: Umfasst drei Referate und ist u.a. zuständig für Programme in Asien und Zentralasien.

4.8.3.5. Direktion E: Umfasst sieben Referate und ist u.a. zuständig für Qualitätsförderungsmaßnahmen wie u.a. Makroökonomische Unterstützung, Unternehmen, Handel und regionale Unterstützung, soziale und menschliche Unterstützung, Governance, Menschenrechte, Demokratie, Gender, Sicherheit, Migration, natürliche Ressourcen und Infrastruktur. 

4.8.3.6. Direktion F: Umfasst sechs Referate und ist u.a. zuständig für allgemeine Unterstützung der Maßnahmen, Verwaltungsausschüsse, Finanz- und Vertragsfrage, Rechtsfragen, Beziehung zu NGOs, Beziehungen zu internationalen Organisationen. 

4.8.3.7. Direktion G: Umfasst sieben Referate und ist u.a. zuständig für Ressourcen, Programmierung und Haushaltsfragen, Personal, Schulung und Wissensmanagement, Informationssystem und Bürotechnik.

4.8.3.8 Direktion H: Umfasst sechs Referate und ist u.a. verantwortlich für die Personalverwaltung, Fortbildung, Informationssystem, Beziehungen zu anderen EU-Institutionen, Information und Kommunikation.  
4.8.4. Die geographische Verteilung der Mittel 
Die EU und ihre Mitgliedstaaten leisten jährlich Beiträge in Höhe von ca. 30 Milliarden Euro an Außenhilfe. Dies entspricht mehr als der Hälfte der weltweiten Entwicklungshilfe. Die Außenhilfe beträgt im Jahr 2005 10,4 Milliarden Euro, davon verwaltete Europe Aid 7,5 Milliarden Euro. 

---------------------------------------

71- http://ec.europa.eu/europeaid/general/org_graph_de.pdf
4.8.4.1. Die von Europe Aid verwalteten Mittel werden geographisch wie folgt verteilt: 72
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 Afrika, Karibik und Pazifik: € 3660 Millionen, 49%
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 Mittelmeerraum und Mittlerer Osten: € 1080 Millionen, 21%
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 Asien: € 830 Millionen, 13%
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 Osteuropa, Zentralasien und Kaukasus: € 520 Millionen, 9%
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 Lateinamerika: € 330 Millionen 8%
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 Horizontale Programme: € 1090 Millionen 
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72- http://ec.europa.eu/europeaid/general/org_graph_de.pdf
4.9. Das Amt für humanitäre Hilfe (ECHO)

Über das Amt für humanitäre Hilfe (ECHO), das im Jahr 1992 gegründet wurde, werden die Hilfsmaßnahmen abgewickelt. Die Tätigkeiten von ECHO zeigen die Verbreitung von Krisen und die Bereitschaft der EU den Opfern in schwierigen Situationen Hilfe zu leisten. Der Durchschnitt des Jahresbudgets des ECHO belief sich in vergangenen Jahren auf über 600 Millionen Euro. 75% dieser Summe gehen an Afrika und Asien.73
Die EU und ECHO arbeiten mit andern NGOs und Organisationen bei Krisensituationen:

,,Die EU und ECHO können nicht selbst die erforderlichen Ressourcen mobilisieren, um Soforthilfegüter bereitzustellen, Rettungsteams einzusetzen, Feldlazarette aufzubauen und provisorische Kommunikationssysteme einzurichten. ECHO finanziert und koordiniert lediglich diese Maßnahmen, wobei es sich auf Partner aus dem Bereich der humanitären Hilfe wie Nichtregierungsorganisationen (NRO), UN-Organisationen und das Internationale Rote Kreuz stützt, um Nahrungsmittel und Ausrüstung bereitzustellen und Soforthilfeprogramme durchzuführen. In den letzten Jahren wurden etwa zwei Drittel der humanitären Hilfe der EU über NRO, 20% über UN-Organisationen und 10 % über das Internationale Komitee vom Roten Kreuz (IKRK) sowie die nationalen Rotkreuz- und Rothalbmondgesellschaften geleitet“74 

ECHO betrachtet es als seine erste Pflicht, für die Opfer von Katastrophen da zu sein: Leben zu retten und zu erhalten, Leid zu lindern und die Integrität und Würde der Betroffenen zu wahren. Soforthilfe kann die Bereitstellung von Zelten, Decken oder anderen lebensnotwendigen Gütern wie Nahrungsmitteln, Arzneimitteln, medizinischer Ausrüstung, Wasseraufbereitungssystemen und Kraftstoff umfassen. ECHO finanziert auch medizinisches Personal, Minenräumexperten, Transport und Logistik. Seit 1992 war ECHO weltweit in über 100 Ländern tätig. 75

4.9.1. Aufgabe

Die Aufgabe von ECHO besteht darin, Güter und Dienstleistungen mithilfe der ECHO-Partner rasch in den Krisenregionen bereitzustellen. ECHO verfügt über drei Hauptinstrumente: Soforthilfe, Nahrungsmittelhilfe und Hilfe für Flüchtlinge: 76
· Soforthilfe wird in Form von Barzahlungen für den Erwerb und die Bereitstellung lebensnotwendiger Güter wie Arzneimitteln, Nahrungsmitteln und Schutzvorrichtungen oder zur Finanzierung des Wiederaufbaus nach einer Katastrophe geleistet. Soforthilfe muss schnell und flexibel erfolgen. 
· Nahrungsmittelhilfe wird auf zwei Arten bereitgestellt. Zunächst einmal liefert die Union die üblichen Mengen an Nahrungsmitteln an Regionen, die unter Hunger oder Dürre leiden, um eine sichere Nahrungsmittelversorgung zu ermöglichen, bis die normale Erzeugung wieder aufgenommen werden kann. Zum andern stellt sie Sofortnahrungsmittelhilfe bereits in Fällen, in denen plötzliche Nahrungsmittelknappheit infolge von Menschen verursachter oder unvorhergesehener Naturkatastrophen auftritt.
· Die EU und ihre Mitgliedstaaten leisten Flüchtlingen Hilfe, die aus ihrem Land vertrieben wurden, sowie Vertriebenen, die innerhalb ihres Landes oder der Region fliehen mussten. Die Hilfe der EU hilft ihnen über die Notlage hinweg, bis sie nach Hause zurückkehren oder sich in einem anderen Land niederlassen können. Dies hat sich als besonders wichtige Aktivität in den Balkanländern erwiesen. 
---------------------------------------

73- http://europa.eu/pol/hum/print_overview_de.htm)
74- Ebd. 
75- Ebd. 
76- Ebd. 

4.9.2. ECHO: financing decisions 1998-2006 (In Mill. Euro) 77
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4.10. Europäische Initiative für Demokratie und Menschenrechte (EIDHR)

Die EU fördert in ihrer Außen- und Entwicklungspolitik Demokratisierung, Rechtsstaatlichkeit und die Universalität der Menschenrechte. Ein Beispiel dafür ist die „Europäische Initiative für Demokratie und Menschenrechte", die 1994 durch das Parlament ins Leben gerufen wurde und die aktuell rund 1000 Projekte weltweit unterstützt. Die „Europäische Initiative für Demokratie und Menschenrechte“ (European Initiative for Democracy and Human Rights, EIDHR) fördert unter anderem Projekte, die sich für Pressefreiheit, Rechtsstaatlichkeit oder die Abschaffung von Todesstrafe und Folter einsetzen und um Folteropfer kümmern oder den Grundrechtsschutz von Minderheiten, Frauen oder Kindern verbessern. Das Europaparlament hat sich in den letzten Monaten erfolgreich für eine Fortsetzung der Initiative auch in der kommenden EU-Finanzperiode ab 2007 eingesetzt.

4.10.1. Ziele

Der Ministerrat legte im Jahr 1999 drei übergeordnete Ziele fest, welche von EIDHR gefördert werden sollen, nämlich:78

· Menschenrechte und Grundfreiheiten,
· Demokratisierungsprozess,
· Konfliktpräventive Maßnahmen. 

Die wesentlichen Ziele der EIDHR sind u.a. der Schutz der Menschenrechte, Rechtsstaatlichkeit, Kinder- und Frauenrechte, Konfliktprävention in Kooperation mit NGOs und Demokratisierung gestützt auf zivilgesellschaftliche Gruppen und Partnerschaft mit internationalen Organisationen. Außerdem fördert das Programm die Strafverfolgung bei Verbrechen gegen die Menschlichkeit und unterstütz die Demokratisierung von Drittländern, zum Beispiel durch Wahlbeobachtermissionen wie jüngst im Kongo. 
Da die offizielle Gründung von Organisationen und Vereinen für viele Menschenrechtsaktivisten in verschiedenen Ländern erschwert wird, war es aus der Sicht des EP sehr wichtig, dass auch Personen direkt unterstützt werden können. Das Budget wird entsprechend der Forderungen des Parlaments im Laufe der nächsten Jahre deutlich gesteigert: von heute 122 Million Euro auf zunächst 130 Millionen 2007, um im Jahr 2013 ein Volumen von 320 Millionen zu erreichen. Insgesamt werden für sieben Jahre 1,1 Milliarde Euro zur Verfügung stehen. Entsprechend der Forderung des EP soll das Budget von EIDHR von 130 Mill. Euro Im Jahr 2007 auf 320 Mill. Euro im Jahr 2013 erhöhet werden.79 
---------------------------------------

77- http://ec.europa.eu/echo/presentation/background_en.htm.

79- http://ec.europa.eu/echo/presentation/index_en.htm
78- Vgl. Schukraft, Corina: Die EU als afrikapolitischer Akteur – Akteurqualität- und Kapazität, Opladen 2007, S. 169.
EIDHR gab im Jahr 2002 30% ihrer gesamten Mittel für Afrika aus. Nur 13 der 52 Staaten wurden als Zielländer ausgewählt. Schukraft Corina schreibt über EIDHR-Selektionskriterium folgendes:

,, Selektionskriterium ist dabei nicht die Menschenrechtssituation in einem Land, sondern ausschließlich die Erfolgaussichten der zu treffenden Maßnahmen und deren Kohärenz bzw. Komplementarität bezüglich anderer entwicklungspolitischer Instrumente der Gemeinschaft, wie dem Länderstrategiepapier/Nationalen Indikativeprogramm (NIP) und mitgliedstaatlicher Aktivitäten.80

Der wesentliche Unterschied zwischen EIDHR und andern Instrumenten der EU besteht darin, dass:

,,... gerade aber in Ländern, in denen der politische Dialog auf Regierungsebene ins Stocken geraten ist, wäre die Unterstützung zivilgesellschaftlicher Akteure besonders wichtig; denn der große Vorteil der EIDHR besteht darin, dass diese im Gegensatz zu EEF-Finanzierten Projekten auch ohne Einwilligung der Regierung des jeweiligen Empfängerlandes durchgeführt werden können.“ 81
---------------------------------------

80- Vgl. Schukraft, Corina: Die EU als afrikapolitischer Akteur – Akteurqualität- und Kapazität, Opladen 2007, S. 171.
81- Ebd. S. 171. 
5. Akteure der EU-Entwicklungspolitik 
Die EU verfügt über mehrere Organe, die im Bereich der Entwicklungszusammenarbeit und in den Vergabeprozess involviert sind. Am wichtigsten sind der Rat, die Kommission, das Parlament und die Europäische Investitionsbank (EIB)

5.1. Rat 

Der Rat besteht aus Regierungsvertretern der Mitgliedstaaten. Dem kommt bei den Beschlüssen zumeist das letzte und entscheidende Wort. Die Leitlinien der EG-Entwicklungspolitik werden vom Europäischen Rat und vom Ministerrat festgelegt. Die EU-EntwicklungsministerInn treffen sich informell zweimal pro Jahr. Informell deshalb, weil ihr Treffen den Status als eigenständige Ratsformation verloren haben und somit Teil des formellen Rates „Allgemeine Angelegenheiten und Außenbeziehungen“ (GAERC) wurden. Der GAERC tagt monatlich und deckt das gesamte Spektrum der EU-Außenbeziehungen ab: die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik - GASP, die Europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik – ESVP, Handel, EZA und humanitäre Hilfe.82 Der Rat als legislatives Organ erlässt auf Vorschlag der Kommission und nach Befragung des Europäischen Parlaments die Rechtsakte der Gemeinschaft. Nur der Rat hat das Recht, Abkommen mit Drittländern oder Organisationen zu schließen. Da die Abkommen der Entwicklungszusammenarbeit gegenseitige Rechte und Pflichten beinhalten, muss der Rat einen solchen Vertrag einstimmig verabschieden. Gemeinsam mit dem Europäischen Parlament entscheidet der Rat sowohl über die Höhe als auch über die Verwendung der für die EZA bereitgestellten finanziellen Mittel des EU-Haushalts.83 Der Rat ist in den Organen der der Europäischen Entwicklungspolitik vertreten: im AKP-EG-Ministerrat, in den Entscheidungsgremien des EEF, sowie im Rat der Gouverneure der EIB.
5.2. Kommission 

Die Kommission ist das Herz der europäischen Entwicklungspolitik. Sie legt entsprechende Initiativen vor. Sie ist auch für die Umsetzung der getroffenen Beschlüsse zuständig. Der Kommission kommt die Verwaltung der Gemeinschaftsmittel für den Europäischen Entwicklungsfonds. Der Rat hat zwar das politische Verhandlungsmandat, aber die Kommission tritt als Verhandlungspartner bei den einzelnen Vertragswerken auf.

Zwei Generaldirektionen (GD) der Kommission befassen sich mit Entwicklungspolitik. Die Generaldirektion für Entwicklung (GD DEV) formuliert Strategien für Entwicklungspolitik der EU, verteilt die finanziellen Mittel und überwacht die Durchführung der Entwicklungsprogramme. Während die Beziehungen zu den AKP-Staaten unter die Verantwortung der GD DEV fallen, ist die GD für Außenbeziehungen für Asien, Lateinamerika, Mittelmeer Ost, Südliches Mittelmeer, Osteuropa, Kaukasus, Zentralasiatische Republiken und westlicher Balkan zuständig.84 

Österreichischen Entwicklungspolitik, EU-Entwicklungspolitik Quo vadis?,Wien 2005, S. 9-15.
Dazu gehört als Durchführungsorgan das Amt für Zusammenarbeit- Europe Aid. Michal-Misak schreibt folgendes darüber:85

„2001 wurde das Amt für Zusammenarbeit- Europe Aid als Durchführungsinstanz der beiden für die Programmierung zuständigen Generaldirektionen gegründet. Europe Aid ist eine aus dem Verwaltungsapparat der Kommission ausgegliederte Dienststelle, die Projekte von der Projektfindung bis zu abschließenden Evaluierung verwaltet und betreut“. 
---------------------------------------

82- Vgl. Zach Melanie, Entwicklungszusammenarbeit der Europäischen Union vom „Making of“ und ihren Akteurinnen, in:  Österreichischen Entwicklungspolitik, EU-Entwicklungspolitik Quo vadis?, Wien 2005, S. 9-15

83- Vgl. Michal-Misak Silvia: Die Europäische Union als Akteurin der Entwicklungszusammenarbeit, in Entwicklungszu-sammenarbeit, 1. Auflage, Wien 2006, S. 228-229.

84- Vgl. Zach Melanie, Entwicklungszusammenarbeit der Europäischen Union vom „Making of“ und ihren Akteurinnen, in: 

85- Vgl. Michal-Misak Silvia (Die Europäische Union als Akteurin der Entwicklungszusammenarbeit, in  

      Entwicklungszu-sammenarbeit, 1. Auflage, Wien 2006, S. 228.
5.3. Parlament 
Ein wichtiger, wenn gleich nicht mit allzu großen Kompetenzen ausgestatteter Akteur innerhalb der europäischen Entwicklungspolitik, ist das Europäische Parlament (EP). Gemeinsam mit dem Rat entscheidet das EP über Umfang und Verteilung des Gemeinschaftshaushalts, hierbei wird dem Parlament das Haushaltskontroll- und Ablehnungsrecht eingeräumt. Ebenso verfügt es über Haushaltsrechte für "nicht obligatorische Ausgaben", also für jene Ausgaben, die nicht in den Verträgen vorgesehen sind wie z.B. für Katestrophenhilfe bzw. für Zusammenarbeit mit NGOs verwendet werden. Der Vertrag von Maastricht beinhaltet Maßnahmen zur Aufwertung des EP. Das Europäische Parlament setzt neue Akzente im Bezug auf Menschenrechtsfragen, Strategien zur Armutsbekämpfung und die bessere Finanzierbarkeit der Entwicklungshilfe. Zu seinen Hauptaufgaben zählt zum einen die Kontrolle der Kommission durch Stellungnahme zu den Kommissionsvorschlägen, zum andern berät es die Entscheidungen des Rates, die vom Parlament angehört werden müssen. 

5.4. Europäische Investitionsbank (EIB)
Die EIB besteht seit 1958 und gewährt Darlehen und Bürgschaften für Projekte der EG für Länder des Mittelmeerraumes und für AKP-Staaten. Oberstes Organ ist der Rat der Gouverneure (jedes EG-Land ist durch einen Minister, in der Regel durch den Finanzminister, vertreten) der den Jahresabschluss genehmigt, über Kapitalerhöhungen entscheidet, die Mitglieder der anderen Gremien benennt und die allgemeinen Richtlinien der Kreditpolitik der Bank bestimmt. Das Direktorium führt die laufenden Geschäfte. 

5.5. Regionale Zusammenarbeit 
Die EU-Entwicklungspolitik umfasst, neben dem Cotonou-Abkommen mit den AKP-Staaten, Regionalabkommen mit ausgewählten Staatengruppen sowie eine Vielzahl von weltweit ausgerichteten Entwicklungsinstrumenten. Es existieren auch Verträge von unterschiedlicher Reichweite mit Staaten bzw. mit Staatengruppen, so u.a. seit 1995 mit den Mittelmeerstaaten (Barcelona-Prozess) - stellt eine Erweiterung des seit 1976 mit den Maghreb- und Maschrek-Staaten im nördlichen Afrika existierenden Vertrages, seit Mai 1980 mit den ASEAN-Staaten, mit den Adenpakt (1983 unterzeichnet / seit 1987 in Kraft) sowie mit den Mittelamerikanischen Staaten (seit 1985). Die EU verstärkt ihre Beziehungen zu den Ländern Osteuropas und Zentralasiens durch Stabilitäts- und Assoziierungsabkommen (SAA), sowie durch das TACIS-Programm, das den Übergangsprozess zu Marktwirtschaft und Demokratie unterstützt. Dem Verwaltungsrat fällt die ausschließliche Entscheidungsbefugnis über die Gewährung von Darlehen und Bürgschaften, Aufnahme von Anleihen und Festsetzung der Zinssätze zu. Da die EIB eine Finanzierungseinrichtung ist, die zur Verwirklichung wirtschaftspolitischer Ziele der Gemeinschaft beiträgt, erfolgen Finanzierungen außerhalb der Gemeinschaft nur auf der Grundlage besonderer Abkommen wie dem von Lomé bzw. Cotonou.86 
---------------------------------------

86- Ebd. S. 229.
